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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Ein parlamentarischer Vorstoss für die Ausarbeitung eines politischen Leitbildes für die
Schweiz in einem gewandelten europäischen Kontext wurde von Ständerat Rhinow (fdp,
BL) in Form eines Postulats eingereicht. Der von 30 Standesvertretern unterschriebene
Text fordert den Bundesrat auf, die Stellung der Schweiz in bezug auf ihre Position in
Europa und in der Welt neu zu definieren und einen breiten Dialog über die Identität
unseres Landes, über die tragenden und verbindenden, überlieferten und neuen Werte,
über Optionen und Ziele unseres Landes sowie die Wiederbelebung der gegenseitigen
Verständigung in Gesellschaft und Politik zu initiieren. 1

POSTULAT
DATUM: 23.01.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Rechtsordnung

Strafrecht

Diskussionslos überwies der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 ein Postulat Feri
(sp, AG) für eine Evaluation des Bundesgesetzes über Kindesentführungen. Der
Bundesrat soll in einem Bericht beleuchten, wie die Bundesbehörden internationale
Kindesentführungsfälle im Zusammenhang mit dem Haager
Kindesentführungsübereinkommen bearbeiten. Dabei soll untersucht werden, ob sie
alle Möglichkeiten ausschöpfen, um die Interessen der entführten Kinder
wahrzunehmen. 2

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Da der Armeebericht des VBS die Sicherheitskommission des Ständerates unbefriedigt
liess, forderte dieselbe mittels Postulat vom Bundesrat einen Bericht über die
Möglichkeiten und Strategien der künftigen Mitwirkung der Schweiz an der
europäischen Sicherheitsarchitektur. Da die Schweiz den militärischen Schutz nicht
mehr autonom gewährleisten könne, sei es nötig, die Entwicklung der Neutralitätspolitik
und Beteiligung an der europäischen Sicherheitsproduktion ausserhalb eines NATO-
und EU-Beitritts zu klären. 3

POSTULAT
DATUM: 01.06.2011
NADJA ACKERMANN

Mit der Annahme des Postulates seiner SPK im Sommer 2017 beauftragte der Nationalrat
den Bundesrat zu prüfen, ob die Forderung der Tessiner Standesinitiativen nach
systematischer Einholung von Strafregisterauszügen, wenn EU-Bürgerinnen und -Bürger
eine Aufenthaltsbewilligung für die Schweiz beantragen, durch einen Beitritt zum
europäischen Strafregisterinformationssystem ECRIS mindestens teilweise erfüllt
werden kann. Der Bundesrat hatte sich bereit erklärt, das Postulat entgegenzunehmen.
Darüber hinaus wolle er eine umfassende Prüfung der Vor- und Nachteile einer
Schweizer ECRIS-Beteiligung im Allgemeinen vornehmen und dabei sowohl die Kosten
als auch den Nutzen für die Straf- und Verwaltungsbehörden berücksichtigen. 4

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
KARIN FRICK
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Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Auch auf die Aussenpolitik wollen die Kantone mehr Einfluss nehmen. Insbesondere die
Verhandlungen mit der EU würden immer häufiger auch die Kantonshoheit betreffen.
Die Europakommission der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) platzierte deshalb
bei der Aussenpolitischen Kommission des Ständerates (APK-S) Mitte Oktober die
Forderung, früher über Erörterungsgespräche mit der EU informiert und einbezogen zu
werden. Für Kritik hatte insbesondere gesorgt, dass die Kantonsvertreter erst im
Februar aus den Medien von der Roadmap des Bundesrates für die EU-Abkommen
erfahren hatten. Im Bundesgesetz über die Mitwirkung der Kantone an der
Aussenpolitik (BGMK) müsse eine Stärkung der Informations- und
Beteiligungsmöglichkeiten der Kantone verankert werden. Ein Postulat der APK-S, das
einen Bericht über Möglichkeiten für ein verbessertes Zusammenwirken von Bund und
Kantonen in der Aussenpolitik gefordert hatte, wurde allerdings in der
Frühjahressession von der kleinen Kammer abgelehnt. 5

POSTULAT
DATUM: 16.10.2012
MARC BÜHLMANN

Mit einem Strauss an Forderungen hatte der Kanton Tessin 2014 auf Probleme
aufmerksam gemacht. Konkret forderte der Südschweizer Gliedstaat in drei
Standesinitiativen eine Aufkündigung des Grenzgängerabkommens und entsprechende
Neuverhandlungen mit Italien (14.302), einen Sonderstatus für Kantone im
Finanzausgleich, die von negativen Auswirkungen der Freizügigkeit aufgrund ihrer
Grenzlage besonders betroffen sind (14.303) sowie eine kantonale Autonomie für die
Festlegung von Höchstzahlen und Kontingenten für Grenzgängerinnen und Grenzgänger
(14.304). Mit dem deutlichen Ja zur Masseneinwanderungsinitiative und der eher
überraschenden Ablehnung des RTVG hatte die Tessiner Bevölkerung ebenfalls ein
Zeichen gesetzt – beide Resultate waren auch als Protestvoten gegen Bundesbern
interpretiert worden. Die Probleme und Sorgen des Südkantons stiessen deshalb
insgesamt auf offene Ohren. 
Allerdings lehnte der Ständerat als Erstrat alle drei in einem Paket diskutierten
Standesinitiativen in der Sommersession ab. Die WAK-SR, die mit dem Geschäft betraut
war, betonte, dass sie die Anliegen des Kantons Tessin sehr ernst nehme. Man habe sich
nicht nur mit einer Delegation des Tessiner Parlaments, sondern auch mit Eveline
Widmer-Schlumpf und Johann Schneider-Ammann getroffen, um sich über die
Probleme in der Südschweiz auszutauschen. Zwar beantragte die Kommission
einstimmig die Ablehnung der drei Standesinitiativen, legte aber gleichzeitig ein
Postulat vor: Der Bundesrat soll aufzeigen, welche auch im Rahmen der Umsetzung der
Masseneinwanderungsinitiative diskutierten Massnahmen und Handlungsmöglichkeiten
bestehen, um die Probleme im Kanton Tessin zu lindern. Ein Aufruf von Fabio Abate
(fdp, TI), wenigstens bei der Festlegung von Höchstzahlen eine föderalistische Lösung
anzustreben und der letzten der drei Standesinitiativen Folge zu geben, fand immerhin
12 weitere Unterstützer; 22 Nein-Stimmen und drei Enthaltungen versenkten diesen
Vorstoss aber ebenso wie die beiden anderen. Das Postulat wurde freilich – nachdem
es auch von Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf positiv hervorgehoben wurde –
angenommen. 6

POSTULAT
DATUM: 18.06.2015
MARC BÜHLMANN

Der Ständerat behandelte in der Wintersession ein Postulat der grünen Baselbieter
Ständerätin Maya Graf. Sie wollte damit vom Bundesrat einen Bericht verlangen zur
Frage, welche Optionen es für die «verbindliche Beteiligung der Kantone» an
bestimmten aussenpolitischen Entscheidungen gibt. Namentlich sollte es um
Entscheidungen gehen, die direkte Auswirkungen auf die Exportbranchen der Kantone,
auf essenzielle Wirtschaftszweige der Schweiz, auf den Bildungs- und
Forschungsstandort oder auf den täglichen grenzüberschreitenden Austausch haben.
Die Postulantin begründete ihren Vorstoss damit, dass in vielen Themenfeldern der
Bedarf nach grenzüberschreitenden Regelungen sowie nach einer dynamischen
Rechtsübernahme wachse, wie etwa die – einige Monate vor der Einreichung des
Postulats abgebrochenen – Verhandlungen über ein Rahmenabkommen mit der EU
gezeigt hätten. Ein vermehrter Einbezug der Kantone dränge sich deshalb auf, denn
eine verstärkte aussenpolitische Zusammenarbeit erfordere erstens eine breitere
innenpolitische Legitimation und betreffe zweitens auch kantonale Kompetenzen und
Aufgabenbereiche stark. Mit Graf und ihren sechs Mitunterzeichnenden standen
Ständeratsmitglieder aus sieben verschiedenen Grenzkantonen und vier verschiedenen
Fraktionen hinter dem Postulat.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Vorstosses, denn die Mitwirkungsrechte

POSTULAT
DATUM: 08.12.2021
HANS-PETER SCHAUB
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der Kantone seien in der Bundesverfassung und im Bundesgesetz über die Mitwirkung
der Kantone an der Aussenpolitik des Bundes schon ausreichend geklärt: Grundsätzlich
sei die Aussenpolitik Sache des Bundes, er müsse aber die Kantone bei der
Vorbereitung von Entscheiden, die deren Zuständigkeiten oder wesentlichen Interessen
betreffen, einbeziehen. Dies geschehe insbesondere mit dem Instrument der
Anhörung. Die Stellungnahmen der Kantone seien für den Bund zwar nicht verbindlich,
er müsse sie aber berücksichtigen und den Kantonen bei abweichenden Entscheiden
seine Gründe darlegen. Was das Rahmenabkommen betreffe, habe der Bundesrat im
Übrigen die Annahme der gleichlautenden Motionen 19.3167 und 19.3170 beantragt, die
für den Fall einer Unterzeichnung des Abkommens eine gesetzliche Grundlage für ein
Mitsprachrecht der Kantone bei der dynamischen Übernahme von EU-Recht gefordert
hätten.
Bei den Verhandlungen im Ständerat in der Wintersession 2021 betonte die Postulantin
Maya Graf, dass die Aussenpolitik in der heutigen hochgradig verflochtenen Welt und in
einer föderalen Demokratie nicht einfach Sache des Bundes sein könne. Die Kantone
seien nicht reine Umsetzungsinstanzen international verhandelter Themen, sondern bei
zahlreichen Themen in ihren eigenen Kompetenzbereichen betroffen, so etwa in der
Gesundheitspolitik, der Verkehrspolitik oder der Energiepolitik. Blosse Anhörungen
seien vor diesem Hintergrund nicht ausreichend, zumal bereits die Bundesverfassung
festhalte, dass der Bund bei der Aussenpolitik «Rücksicht auf die Zuständigkeiten der
Kantone [nehmen] und ihre Interessen [wahren]» müsse und dass die Kantone dann,
«wenn sie in ihren Zuständigkeiten betroffen sind, [...] in geeigneter Weise an
internationalen Verhandlungen mit[wirken].» Eine solche besondere Betroffenheit liege
insbesondere bei stark vernetzten Grenzkantonen oft vor. Letztlich verlange das
Postulat bloss einen Bericht über die Möglichkeiten zur Umsetzung dessen, was bereits
in der Verfassung stehe.
Unterstützung erhielt Graf von den Mitte-Vertretern Charles Juillard (mitte, JU) und
Benedikt Würth (mitte, SG). Juillard fand, dass sich die Frage des angemessenen
Einbezugs der Kantone keineswegs auf das Rahmenabkommen beschränkt habe,
sondern sich auch in Zukunft bei vielen weiteren Abkommen stellen werde. Würth
betonte, die Mitwirkung der Kantone sei eine Kompensation dafür, dass die
Aussenpolitik dazu tendiere, Themen national zu steuern, die eigentlich auf kantonaler
Ebene angesiedelt sind. Das Gesetz regle bisher aber nur den Einbezug der Kantone bei
Verhandlungen klar. Aussenpolitik finde jedoch auch dann statt, wenn – wie derzeit
nach der Beerdigung des Rahmenabkommens – keine Verhandlungen liefen. Der vom
Postulat geforderte Bericht solle deshalb zeigen, wie die Kantone auch in einer solchen
Situation besser einbezogen werden können. In der Vergangenheit habe es
beispielsweise immer wieder Diskussionen dazu gegeben, wie der Bundesrat die
Kantone bei Sondierungen einzubeziehen hat, die im Vorfeld von Verhandlungen
stattfinden; hier seien durchaus noch Fragen offen.
Aussenminister Ignazio Cassis vertrat sodann den Ablehnungsantrag des Bundesrats. Er
gab Würth Recht, dass die Mitwirkung der Kantone bei der generellen Aussenpolitik
heute weniger klar geregelt sei als bei Verhandlungen. Allerdings gebe es Gefässe wie
den föderalistischen Dialog oder den Europa-Dialog, über welche die Kantone
mitwirken könnten und ein ständiger Austausch gepflegt werde. Bei den Beziehungen
mit der EU kämen noch zwei weitere Mechanismen hinzu, in denen die Kantone und der
Bund bereits kooperierten: erstens die sogenannte kleine Aussenpolitik, also die
grenzüberschreitende Zusammenarbeit auf subnationaler Ebene; zweitens gebe es drei
Mitarbeitende im EDA, die von der KdK delegiert und bezahlt werden, die aber
vollwertig in die Arbeiten der EDA-Abteilung Europa in Bern sowie in Brüssel integriert
seien. Ohnehin seien die Kantone auch in der Aussenpolitik die wichtigsten
institutionellen Partner des Bundesrats, und dieser könne faktisch «kaum etwas tun,
wenn die Kantone dagegen sind». Eine Auslegeordnung in einem Bericht könne man
immer machen, aber der Bundesrat sehe beim Einbezug der Kantone keinen
Handlungsbedarf – anders wäre dies bei einem Wechsel zu einer dynamischen
Übernahme von EU-Recht gewesen, doch dies stehe nach dem Scheitern des
Rahmenabkommens nun ja nicht mehr auf der Tagesordnung.
In der Abstimmung folgte schliesslich eine hauchdünne Mehrheit des Ständerats dem
Bundesrat – mit 22 Nein- zu 21 Ja-Stimmen bei einer Enthaltung wurde das Postulat
abgelehnt. 7
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Aussenpolitik

Aussenpolitik

Ein Postulat Béglé (cvp, VD) verlangt vom Bundesrat, dass er darauf hinwirke, die
Schweiz als Epizentrum der internationalen Digitalisierungsgouvernanz zu
positionieren. Die Risiken und Gefahren im Cyberspace würden eine Genfer Konvention
über die Digitalisierung notwendig machen, welche eine friedliche Nutzung des
Cyberspaces garantieren solle. Eine neutrale Organisation nach dem Vorbild des IKRK
solle für die Umsetzung der Konvention sorgen, Sitz dieser Organisation solle Genf sein.

Der Bundesrat beantragte zwar die Annahme des Postulates, wies jedoch darauf hin,
dass es wohl in naher Zukunft keinen internationalen Konsens zur Schaffung einer
Konvention geben werde. Der Bundesrat wolle aber an den Entwicklungen in diesem
Bereich dranbleiben und unterstütze in diesem Sinne das Postulat. Der Nationalrat
überwies das Postulat Mitte März 2018 mit 113 zu 78 Stimmen (0 Enthaltungen). 8

POSTULAT
DATUM: 15.03.2018
NIKLAUS BIERI

Le 29 novembre 2018, le Conseil des Etats s'est penché sur le postulat de la CPE-CE
intitulé «consultation et participation du Parlement dans le domaine du droit souple
(soft law)». Par son intervention, la commission en question demande au Conseil
fédéral de rédiger un rapport sur l'influence croissante des règles de droit dites non
contraignantes dans le domaine des relations internationales et d'évaluer les
conséquences de cette évolution sur l'exercice des prérogatives démocratiques
incombant aux instances parlementaires. Une éventuelle adaptation de l'article 152 de
la loi sur le Parlement est également à envisager.
Remise au goût du jour par la polémique entourant la ratification du pacte mondial sur
les migrations (à ce propos, consulter les articles relatifs aux objets 18.3838 et 18.4106),
la problématique ne date néanmoins pas d'hier. En septembre 2016, le Conseil national
s'était déjà prononcé en faveur de l'initiative Romano (14.474), dans le but de
sauvegarder les compétences de l'Assemblée fédérale en matière de politique
étrangère et de législation. L'initiative demandait alors une modification de la loi sur le
Parlement, afin que ce dernier soit également consulté en vue de l'adoption
d'instruments appartenant à la catégorie du droit souple. En effet, si la ratification de
traités internationaux classiques relève de la compétence du Parlement, ce n'est pas le
cas des instruments juridiquement non contraignants, pour lesquels seul l'aval du
Conseil fédéral est généralement suffisant. En mars 2017, le Conseil des Etats n'avait
finalement pas donné suite à l'initiative Romano, se basant sur les garanties avancées
par l'exécutif fédéral et selon lesquelles une modification de l'ordonnance sur
l'organisation du gouvernement et de l'administration (OLOGA) aurait suffi à octroyer
davantage d'influence aux chambres fédérales dans le domaine du soft law.
En ce qui concerne l'intervention de la CPE-CE, le Conseil des Etats a suivi l'avis du
Conseil fédéral et accepté le postulat en date du 29 novembre 2018. 9

POSTULAT
DATUM: 29.11.2018
AUDREY BOVEY

Im Juni 2021 reichte die SiK-NR ein Postulat ein, mit dem sie den Bundesrat
aufforderte, zu prüfen, welche gesetzlichen Anpassungen für die Ratifikation des
Atomwaffenverbotsvertrags notwendig wären. Die Schweiz habe bereits 2017 an der
UNO-Generalversammlung dem Vertrag über ein Atomwaffenverbot zugestimmt, diesen
aber bis anhin nicht ratifiziert, monierte die Kommission. Zudem habe das Parlament
2018 eine Motion Sommaruga (sp, GE; Mo. 17.4241) überwiesen, welche vom Bundesrat
ebenfalls eine rasche Ratifikation gefordert hatte. Der Bundesrat zeigte sich bereit, das
Postulat im Rahmen der Neubeurteilung des Kernwaffenverbotsvertrags 2022 zu
erfüllen und beantragte dessen Annahme. In der Herbstsession 2021 nahm der
Nationalrat das Geschäft stillschweigend an. 10

POSTULAT
DATUM: 14.09.2021
AMANDO AMMANN
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Beziehungen zur EU

Le Conseil national admit également trois postulats reflétant les préoccupations des
parlementaires telles qu'elles apparurent lors du débat. Ainsi, le texte du groupe
radical-démocratique (Po. 88.820) demanda soit des mesures supplémentaires soit une
accélération de celles existant afin de pouvoir faire face à toute éventualité dans le
cadre de l'intégration européenne. Si le postulat Maître (pdc, GE; Po. 89.372) souhaita
une contribution active à l'Europe des régions, celui de la députée Uchtenhagen (ps,
ZH; Po. 88.861) sollicita une participation helvétique aux efforts de réduction des
inégalités en Europe. 
Par ailleurs, le Conseil fédéral fut prié, par le postulat de la commission des affaires
étrangères (Po. 89.699) de la chambre du peuple, de présenter un nouveau compte
rendu d'ensemble sur l'Europe, analysant la neutralité et les aspects institutionnels des
relations de la Suisse avec la CE. 11

POSTULAT
DATUM: 23.06.1989
BRIGITTE CARETTI

Si le débat fut plus succinct au Conseil des Etats, la plupart des orateurs critiquèrent la
distance marquée par le rapport face à la CE. Pour le sénateur Flückiger (prd, JU), il a un
goût d'inachevé et il lui manque un objectif final. Selon Camillo Jelmini (pdc, TI), on
semble mettre plus d'énergie dans la description des obstacles à l'adhésion que dans
l'adaptation de nos institutions aux exigences minimales de l'intégration. La conseillère
aux Etats Jaggi (ps, VD) estima, quant à elle, que ce rapport comportait trois lacunes: les
mouvements de coopération transfrontière, les conditions des Suisses de l'étranger et
les consommateurs. Néanmoins, la grande majorité des membres de la chambre des
cantons approuva la voie choisie par le gouvernement. Selon Jean-Pascal Delamuraz, il y
a convergence entre le Conseil fédéral et les Chambres sur trois principes: l'ouverture
de la Suisse, sa cohérence et le combat contre les «particularismes helvétiques»
inutiles. 
Transmis par le Conseil des Etats, le postulat (Po. 88.859) du sénateur Onken (ps, TG)
demanda, quant à lui, des mesures concrètes d'engagement de la Suisse dans la
construction européenne. 12

POSTULAT
DATUM: 25.06.1989
BRIGITTE CARETTI

Dans le contexte des négociations menées dans le cadre de la CSCE sur la réduction
des armements conventionnels, le Conseil national transmit, sous forme de postulat,
une motion Braunschweig (ps, ZH) demandant la participation de la Suisse à ces
discussions. Si cette dernière devait être différée, le texte sollicite la présentation d'un
rapport sur toutes les questions relatives au désarmement. La grande chambre fit de
même avec la motion Spielmann (pdt, GE), qui souhaitait voir la Suisse participer plus
activement à toutes les mesures en faveur de la paix, notamment dans le cadre de
l'ONU et, plus spécifiquement, dans les secteurs chimique, nucléaire et des moyens de
destruction massive. Par ailleurs, le Conseil fédéral accueillit favorablement la
réunification des deux Allemagnes, symbolisant, selon lui, la fin de la séparation
européenne. 13

POSTULAT
DATUM: 28.02.1990
BRIGITTE CARETTI

Par ailleurs, le Conseil national transmit, sous forme de postulat, une motion de sa
commission des affaires étrangères, souhaitant que les services du parlement
proposent, aux Etats en voie de démocratisation, un programme de formation sur le
fonctionnement du système parlementaire. 14

POSTULAT
DATUM: 13.03.1990
BRIGITTE CARETTI

A ce sujet, le Conseil national a transmis les postulats Scheidegger (prd, SO) (91.3203),
Leuba (pl, VD) (91.3324) et Meyer (ps, BL) (91.3311): le premier demande au Conseil
fédéral de contribuer à la promotion de la formation professionnelle des
ressortissants des pays d'Europe de l'Est, le second l'invite à faire un effort particulier,
dans le cadre de l'aide de la Suisse, pour la formation des cadres à l'économie de
marché et pour le développement des moyens de transports performants et le
troisième le prie de conclure avec les pays d'Europe de l'Est, notamment avec la Russie,
des accords portant sur l'échange de stagiaires et de 'personnel qualifié. Le Conseil des
Etats a, quant à lui, transmis le postulat Simmen (pdc, SO) (91.3176), dont le contenu est
très proche du texte de Scheidegger. 15

POSTULAT
DATUM: 04.10.1991
ANDRÉ MACH
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Par ailleurs, le Conseil national a transmis un postulat Caccia (pdc, TI) qui prie le Conseil
fédéral de mandater un institut indépendant de l'administration fédérale pour établir
une étude scientifique sur les conséquences, avant tout sur les plans économique et
technologique, du vote négatif du 6 décembre 1992. Le gouvernement a annoncé
qu'une analyse systématique des discriminations rencontrées par les entreprises
suisses à la suite du rejet de l'EEE allait être effectuée. La chambre basse a également
accepté un postulat Gross (ps, ZH) (93.3467) qui demande au Conseil fédéral d'élaborer
un rapport sur les différentes options et positions concernant l'évolution
institutionnelle future de l'UE en tenant compte de l'attachement du peuple suisse à la
démocratie directe et au fédéralisme. 16

POSTULAT
DATUM: 18.06.1993
ANDRÉ MACH

En vue de l'ouverture des pourparlers avec l'Union européenne sur la libre circulation
des personnes, le Conseil national a transmis un postulat Stamm (prd, AG) demandant
au Conseil fédéral de négocier une clause d'urgence qui permettrait à la Suisse de
suspendre unilatéralement cette libre circulation en cas d'afflux de ressortissants des
pays de l'UE supérieur à 10 ou 15% au maximum. 17

POSTULAT
DATUM: 18.12.1994
LIONEL EPERON

Le groupe de travail Suisse-Europe a relancé l’idée de l’adhésion de la Confédération à
l’EEE. Un de ses membres, Georg Stucky (prd, ZG), a défendu avec un succès devant le
Conseil national un postulat demandant l’établissement d’un rapport comparatif sur les
conditions et les conséquences d’une adhésion à l’EEE et l’UE, ceci après la ratification
des accords bilatéraux par le parlement ou l’acceptation de ceux-ci par le peuple. Le
rapport devrait, selon le postulant, fournir un calendrier de mise et œuvre et exposer
les avantages et les inconvénients sur les différents domaines de la politique suisse. 18

POSTULAT
DATUM: 26.06.1998
FRANÇOIS HUGUENET

En début d’année, la conseillère nationale Grendelmeier (adi, ZH) a demandé par voie
de postulat (97.364) que le Conseil fédéral présente un rapport sur la relance de la
demande d’adhésion de la Suisse à l’Union européenne et examine si les négociations
sur l’adhésion devaient être conduites à la place des bilatérales ou parallèlement à
elles. Cette proposition étant combattue par un membre de l’UDC, la discussion a été
renvoyée. Lors de la session d’été, c’est le groupe radical démocratique de la même
chambre qui a invité le gouvernement à faire un état des négociations bilatérales et de
leurs chances de succès. Cette fois transmis, le postulat demandait qu’en cas de
probabilité négative, le Conseil fédéral expose la manière dont il entendait poursuivre
le processus d’intégration ayant pour objectif l’adhésion à l’UE. 19

POSTULAT
DATUM: 26.06.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Parallèlement à cette discussion, le Conseil national a rejeté par 99 voix contre 75 deux
postulats qui demandaient qu’en cas de référendum sur les accords et les mesures
d’accompagnement, le peuple se prononce en premier lieu sur ces dernières. Dans son
rapport écrit, le gouvernement avait considéré que ces deux entités législatives
distinctes constituaient une unité politique et, qu’en cas de double référendum, seule
une votation séparée le même jour permettrait de ne pas prétériter l’une ou l’autre
formation politique. 20

POSTULAT
DATUM: 31.12.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Suivant l’avis du Conseil fédéral, le Conseil national a adopté un postulat Walker (pdc,
SG). Ce dernier invitait le gouvernement à présenter un programme de mise en œuvre
institutionnelle de la contribution de cohésion en précisant comment celle-ci serait
financée, et quels en seraient les effets financiers et structurels sur les crédits-cadre
actuels de l’aide aux pays de l’Est et de la coopération au développement. Le postulat
demandait en outre de spécifier comment la mise en œuvre interne se ferait, comment
les responsabilités seraient réparties, et comment la coordination avec l’UE et d’autres
pays ou organisations donateurs serait garantie, de manière à assurer un mise en œuvre
effective. Le Conseil fédéral a eu l’occasion de préciser, en fin d’année, sa position par
rapport à la contribution suisse à l’effort de cohésion de l’UE. Dans sa réponse à une
interpellation du groupe des Verts au Conseil national, le gouvernement a précisé que
les départements rapporteurs seraient le DFAE et le DFE. Ces derniers élaboreront ainsi
conjointement les lignes directrices des contributions suisses. Il a ajouté que ceux-ci
choisiront librement les projets auxquels un soutien financier sera apporté. À la fin de
l’année sous revue, de nettes divergences persistaient entre la Suisse et l’UE. Cette
dernière voulait une contribution non seulement pour les dix nouveaux membres, mais

POSTULAT
DATUM: 17.12.2004
ELIE BURGOS
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également pour le Portugal, l’Espagne et la Grèce. De plus, Bruxelles souhaitait la
conclusion d’un accord avec l’UE, alors que Berne entendait traiter individuellement
avec chacun des nouveaux Etats membres. 21

Suite aux discussions entre la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey et la
commissaire européenne chargée des relations extérieures, Madame Ferrero-Waldner,
relatives à un éventuel accord-cadre entre la Suisse et l’UE, le conseiller aux Etats
Stähelin (pdc, TG) a déposé un postulat demandant au Conseil fédéral d’analyser le
statut d’un tel accord et de présenter un rapport sur la question, où seraient précisées
en particulier les compétences des instances suisses (parlement, gouvernement,
cantons et administration) par rapport à l’UE. Suivant les recommandations du Conseil
fédéral, le Conseil des Etats a adopté le postulat en question. 22

POSTULAT
DATUM: 15.12.2005
ELIE BURGOS

Le Conseil national a adopté en fin d’année, suite à un avis favorable exprimé par le
Conseil fédéral, un postulat du député socialiste Hans-Jürg Fehr (SH), qui demandait au
gouvernement de présenter chaque année un rapport sur l’exécution des mesures
d’accompagnement par les cantons de l’accord conclu avec l’UE sur la libre circulation
des personnes, de sorte que l’état d’exécution de ces mesures puisse être contrôlé et
évalué. 23

POSTULAT
DATUM: 16.12.2005
ELIE BURGOS

Le Conseil des Etats a adopté tacitement un postulat David (pdc, SG), qui demandait,
entre autres, au Conseil fédéral de présenter au parlement un rapport qui contiendra
une analyse des relations actuelles entre la Suisse et les agences européennes (par
exemple l'Agence européenne pour la gestion de la coopération opérationnelle aux
frontières extérieures, l'Agence européenne de la sécurité aérienne, l'Agence
européenne pour la sécurité et la santé au travail, etc.). Le député a également souhaité
des indications sur la marge d'influence de la Suisse sur les activités de ces agences et
une évaluation de l'influence des agences européennes sur l'évolution de la politique
suisse et sur sa réalité juridique. 24

POSTULAT
DATUM: 27.05.2008
ELIE BURGOS

Le Conseil des Etats a adopté tacitement un postulat Burkhalter (prd, NE), qui
demandait au Conseil fédéral d'examiner l'opportunité de s'associer dans les meilleurs
délais aux nouvelles initiatives technologiques conjointes (Joint Technology Initiatives)
lancées par l'UE à la fin de l'année 2007. Le député faisait référence en particulier aux
programmes ENIAC et Artemis, qui ont pour but de développer les avantages
compétitifs de l'industrie européenne dans les technologies de l'information. De
manière plus générale, le Conseil fédéral est également chargé d’étudier les possibilités
de disposer d'une marge de manoeuvre pour réagir rapidement dans de tels cas dans
les crédits-cadres quadriennaux FRI (formation, recherche et innovation). 25

POSTULAT
DATUM: 10.12.2008
ELIE BURGOS

Le même mois, le Conseil national a adopté un postulat Markwalder (plr, BE) qui charge
le Conseil fédéral d’évaluer les avantages et les inconvénients des instruments de
politique européenne et de présenter un catalogue de priorités assorti de mesures
concrètes pour la future politique européenne permettant à la Suisse de consolider sa
position dans un monde globalisé et de fixer les étapes futures de la politique
européenne de la Confédération pour la législature 2011-2015. 26

POSTULAT
DATUM: 24.11.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil des Etats a adopté un postulat de sa CPE chargeant le gouvernement de
produire un rapport sur la compatibilité de la Charte sociale européenne révisée avec
l’ordre juridique suisse ainsi que sur l’opportunité de la ratifier dans les meilleurs
délais. Cette dernière représente le pendant social de la Convention européenne des
droits de l’homme. La ratification de la Charte avait été rejetée à deux reprises au
parlement, les milieux économiques s’y étant fortement opposés. 27

POSTULAT
DATUM: 08.03.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Le Conseil des Etats a transmis un postulat de sa CPE au gouvernement le chargeant
d’examiner les opportunités d’abroger la disposition de l’arrêté fédéral relatif à
Schengen fixant un effectif minimum au corps des gardes-frontière. Il demande
également au gouvernement de présenter des mesures garantissant une protection
efficace des frontières et donnant la possibilité à l’Assemblée fédérale de fixer des
objectifs à l’Administration fédérale des douanes. 28

POSTULAT
DATUM: 07.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Ein Postulat Fehr (svp, ZH), welches den Bundesrat verpflichtete, einen Bericht zur
Rechtsübernahme aus dem Abkommen seit dem Schengen-Beitritt vorzulegen, wurde
vom Nationalrat mit einer knappen Mehrheit von 86 zu 82 Stimmen überwiesen.
Detailliert dargelegt werden sollen darin die Anpassungen der Schweizer Gesetze und
Verordnungen an den Schengen-Acquis sowie die Kosten dieser Übernahme. Zusätzlich
soll der Bericht die Folgen der Übernahme des Schengener Abkommens für die direkte
Demokratie und den Schweizer Föderalismus beleuchten. Dem Postulat stimmten
Parlamentarier aus sämtlichen Fraktionen zu. 29

POSTULAT
DATUM: 09.06.2011
ANITA KÄPPELI

In der Herbstsession überwies der Nationalrat ein Postulat der CVP/EVP/glp-Fraktion
zur Arbeitslosigkeit und zur Erneuerung  der Aufenthaltsbewilligungen von EU-/EFTA-
Bürgern. Der Vorstoss wurde mit der liberalen Vergabe respektive Verlängerung von
Aufenthaltsbewilligungen an arbeitslose, europäische Bürger begründet. Insbesondere
wurde bemängelt, dass für eine solche Verlängerung lediglich eine Arbeitsbestätigung
vorgelegt werden muss. Die Verfasser des Postulats forderten die Vorlage eines
Arbeitsvertrags zur Erteilung der Bewilligung. Zudem sollte die Zusammenarbeit und der
Informationsaustausch zwischen dem Migrationsamt und den Regionalen
Arbeitsvermittlungszentren (RAV) verbessert werden. Der Bundesrat wurde durch das
Postulat zudem aufgerufen, Stellung zu einer potenziellen Einschränkung des
Familiennachzugs für EU-/EFTA-Bürger zu beziehen, welche ohne Arbeit sind oder nur
über eine Teilzeitanstellung verfügen. Ebenfalls sollte sich die Landesregierung zur
Möglichkeit des Entzugs der Aufenthaltsbewilligung dieser Bürger nach zweijähriger
Arbeitslosigkeit äussern. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. Bei der
Debatte im Nationalrat setze sich jedoch eine knappe Mehrheit aus Mitte-Rechts mit 94
zu 86 Stimmen durch und überwies das Postulat an die Landesregierung. 30

POSTULAT
DATUM: 28.09.2011
ANITA KÄPPELI

Trotz der Empfehlung durch den Bundesrat wurde ein Postulat Humbel (cvp, AG)
abgelehnt, dass die Regierung aufforderte, einen Bericht zur Stärkung des
Schengen/Dublin-Systems vorzulegen. Aufgrund der Mehrbelastung durch die
verstärkten Migrationsbewegungen aus Nordafrika und dem Nahen Osten sollte der
Bericht verschiedene Verbesserungsmöglichkeiten und das Potenzial einer
Effizienzsteigerung bei der Umsetzung der Abkommen des Schengen/Dublin-Systems
aufzeigen. Erfolgreich bekämpft wurde das Postulat sowohl von linker als auch von
rechter Seite. 31

POSTULAT
DATUM: 28.09.2011
ANITA KÄPPELI

Un postulat a été déposé par la conseillère nationale Ruth Humbel (pdc, AG) demandant
au Conseil fédéral d’établir un rapport sur les mesures à prendre afin de renforcer le
système Schengen/Dublin. La conseillère nationale souhaite notamment que les
demandes d’asile soient effectuées de manière plus stricte (interdiction de procéder à
un deuxième examen, relevé systématique des empreintes digitales) et que la
coopération entre les pays européen soit renforcée. Le Conseil national a soutenu le
postulat par 96 voix contre 86 et 7 abstentions. 32

POSTULAT
DATUM: 17.04.2013
EMILIA PASQUIER

Suite à de nombreux projets de règlementations prévus par l’UE – notamment le
règlement Markets in Financial Instruments Directive II (MiFID II), le Markets in Financial
Instruments Regulation (MiFIR), le European Market Infrastructure Regulation (EMIR), et
la directive Alternative Investment Fund Manager (AIFM) – le conseiller national Aeschi
(udc, ZG) a déposé un postulat demandant au gouvernement de rédiger un rapport
exposant les différentes stratégies afin que l’accès aux marchés transnationaux soit
garanti pour les fournisseurs suisses de prestations. Ce postulat a été transmis au
Conseil fédéral par 120 voix contre 55 et 10 abstentions. 33

POSTULAT
DATUM: 07.06.2013
EMILIA PASQUIER
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Souhaitant clarifier les informations contradictoires au sujet de la reprise automatique
du droit européen, un postulat a été déposé par le conseiller national Roger Nordmann
(ps, VD). Ce dernier souhaite savoir dans quelle mesure le droit suisse est influencé par
les normes européennes. Selon le motionnaire, des informations claires et précises
éviteront une instrumentalisation politique du sujet. La chambre basse a soutenu le
conseiller Nordmann par 150 voix contre 38. 34

POSTULAT
DATUM: 19.09.2013
EMILIA PASQUIER

La conseillère nationale Cesla Amarelle (ps, VD) a déposé un postulat demandant au
Conseil fédéral d’étudier les effets des mesures adoptées le 24 février 2010, mesures
visant à améliorer l’application de la libre circulation des personnes. Le parlement a
soutenu la politicienne vaudoise. Le gouvernement devra donc établir un rapport
notamment sur les mesures de protection contre le dumping social, l’efficacité des
moyens de lutte contre la fraude aux prestations sociale et les mesures concernant le
droit de séjour. 35

POSTULAT
DATUM: 27.09.2013
EMILIA PASQUIER

La Conseillère aux Etats Karin Keller-Sutter (plr, SG) a déposé un postulat en novembre
2013 invitant le Conseil fédéral à analyser de manière approfondie, de préférence par
un institut universitaire approprié, les avantages et les inconvénients d'un accord
global de libre-échange entre la Suisse et l'UE et à les comparer avec ceux du système
actuel des accords bilatéraux. Cette intervention vise à réagir à l'actualité, étant donné
que plusieurs médias ont rapporté que l'ASIN vise l'élaboration d'un accord de libre-
échange avec l'UE qui est censé remplacer le système actuel des accords bilatéraux
entre la Suisse et l'UE. En février 2014, le Conseil fédéral a proposé d'adopter le
postulat afin que les avantages et les inconvénients que représenterait un accord global
de libre-échange par rapport à la voie bilatérale soient démontrés. Néanmoins, il a
souligné que le maintien et le renforcement des accords bilatéraux représentaient la
meilleure manière d'assurer aux entreprises suisses l'accès au marché européen,
surtout après la votation du 9 février 2014. Le Conseil des Etats a adopté le postulat en
mars 2014. 36

POSTULAT
DATUM: 17.03.2014
CAROLINE HULLIGER

Afin de pouvoir exporter ses produits vers les pays de l'Union Européenne, la Suisse est
souvent obligée de reprendre le droit européen. Pour les acteurs économiques
concernés, cela représente des coûts supplémentaires occasionnés par de nouvelles
prescriptions (étiquetage, contrôles supplémentaires etc.). D'après le conseiller aux
Etats Jean-René Fournier (pdc, VS), la Suisse se dépêche trop souvent dans la reprise
du droit européen par rapport à ses concurrents membres de l'UE. De plus, la Suisse ne
fait pas que reprendre le droit européen, mais elle le renforce et l'alourdit par des
dispositions qui ne seraient pas nécessaires ("Swiss Finish"). Le postulat requiert donc
qu'il n'y ait pas de "Swiss Finish", ni de précipitation lors de la transposition du droit
européen dans le droit suisse. Plus concrètement, il demande que le renforcement
inutile du droit européen soit évité et que la transposition du droit européen dans le
droit suisse et sa mise en œuvre ne soient pas faites hâtivement lorsque aucun intérêt
économique n'exige une application rapide. Le Conseil fédéral a proposé d'accepter le
postulat le 3 septembre. Cette réponse positive a été décrite par le postulant comme
étant "la volonté d'appliquer le "Swiss Spirit" et non pas le "Swiss Finish" dans le travail
quotidien". Six jours plus tard, le Conseil des Etats a adopté le postulat sans opposition.
Lors de la séance, le président de la Confédération Didier Burkhalter a souligné que la
Suisse ne reprenait du droit européen que dans le cas d'un intérêt pour la Suisse tout
en ajoutant qu'il ne fallait pas être plus royaliste que le roi et qu'un rapport pourrait
effectivement être utile. 37

POSTULAT
DATUM: 09.09.2014
CAROLINE HULLIGER

S'inscrivant notamment à la suite de la votation du 9 février 2014, le postulat de Thomas
Aeschi (udc, ZG) demande au Conseil fédéral de procéder à un bilan des relations entre
la Suisse et l'UE. Devant la chambre du peuple, le conseiller national liste trois
domaines prioritaires qui, selon son propre jugement, nécessitent des clarifications: le
projet d'accord institutionnel entre la Suisse et l'UE, la libre circulation des personnes
et la réforme de l'imposition des entreprises RIE III. Le zougois appelle donc à une
évaluation globale des relations entre la Suisse et l'Union européenne, ainsi que des
impacts du droit européen sur le droit national.
Si le Conseil fédéral propose le rejet du postulat, ce dernier est néanmoins accepté par
une majorité du Conseil national (111 voix pour, 71 contre et 7 abstentions). 38

POSTULAT
DATUM: 15.09.2014
AUDREY BOVEY
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Le postulat Schilliger (plr, LU) déposé le 19 juin et signé par 17 cosignataires demande au
Conseil fédéral de proposer des mesures afin qu'il n'y ait pas de "Swiss Finish" lors de
la reprise du droit communautaire par la Suisse. Il s'agit donc d'éviter un renforcement
et un alourdissement inutiles du droit de l'UE lors de sa transposition en droit suisse et
que celle-ci ne soit pas faite de manière hâtive. Ce postulat est similaire au postulat "Ni
"Swiss Finish" ni précipitation" du conseiller aux Etats Fournier (pdc, VS) que le Conseil
des Etats a adopté lors de la session d'automne. Le 3 septembre, le Conseil fédéral a
proposé d'adopter ce postulat, ce que le Conseil national a fait le 26 septembre sans
discussion. 39

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
CAROLINE HULLIGER

Au mois de juin, le Conseiller national Müller (plr, AG), a déposé un postulat demandant
que l'application de l'accord sur la libre circulation des personnes (ALCP) soit
améliorée. Il s'agit d'analyser si la mise en œuvre de l'ALCP présente des lacunes en ce
qui concerne les conditions de l'octroi d'une première autorisation de cinq ans. Le
postulat Müller se base sur des points que le PLR met en évidence depuis 2009. Il exige
qu'un examen des circonstances concrètes ait lieu avant l'octroi d'une première
autorisation afin d'être sûr que les rapports de travail durent plus d'une année, que les
autorisations ne soient pas automatiquement converties en autorisation
d'établissement et que celles-ci ne soient pas prolongées s'il existe une dépendance à
l'aide sociale. 
Le Conseil fédéral a proposé d'accepter ce postulat dans son message du 20 août. Le
Conseil national l'a adopté le 26 septembre sans aucune discussion. 40

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
CAROLINE HULLIGER

Basierend auf einer Evaluation der Parlamentarischen Verwaltungskontrolle hatte die
GPK-NR einen Bericht über den Aufenthalt von Ausländerinnen und Ausländern unter
dem FZA erstellt und war zum Schluss gekommen, dass der Vollzug des FZA
unzureichend funktioniere. Vor allem die interkantonalen Diskrepanzen wurden für
erläuterungsbedürftig befunden. Mittels Postulat forderte die GPK deshalb im Herbst
2014 vom Bundesrat einen Bericht zur Klärung der Ursachen für die Unterschiede beim
kantonalen Vollzug des Abkommens über die Personenfreizügigkeit. Gemeinsam mit
den Kantonen sollte der Bundesrat einerseits ermitteln, welche Gründe es für die
erheblichen kantonalen Differenzen beim Vollzug des
Personenfreizügigkeitsabkommens gab. Andererseits sollte er in Erfahrung bringen, wie
die Möglichkeiten zur Steuerung der Zuwanderung durch den Entzug oder die
Befristung von Aufenthaltsbewilligungen besser und einheitlicher genutzt werden
könnten. Die Geschäftsprüfungskommission gab sich nicht mit der Stellungnahme des
Bundesrats auf einen ihrer Berichte im April 2014 zufrieden, wonach die kantonalen
Unterschiede durch den Ermessensspielraum sowie die ungleiche Ausgangslage auf
dem Arbeitsmarkt erklärt werden könne. Zumal der Bundesrat im Januar 2014 einen
schweizweit einheitlichen Vollzug des Freizügigkeitsabkommens angekündigt hatte. Die
Steuerungsmöglichkeit der Zuwanderung – namentlich die Widerrufung der
Aufenthaltsbewilligung wenn die nötigen Aufenthaltsvoraussetzungen nicht mehr erfüllt
werden – war in den Augen der GPK zu selten genutzt worden. Auch hier verlangte sie,
dass der Bund gemeinsam mit den Kantonen eine einheitliche Vorgehensweise
aufzeige. 

Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Der Nationalrat nahm dieses in
der Frühjahrssession 2015 stillschweigend an. 41

POSTULAT
DATUM: 11.03.2015
AMANDO AMMANN

Im Dezember 2014 reichte die Grüne Fraktion ein Postulat ein, mit dem sie vom
Bundesrat eine Evaluation der bilateralen Verträge mit der EU im Einzelnen und in
ihrer Gesamtheit verlangte. Nach der Annahme der Masseneinwanderungsinitiative
habe die Bedeutung der bilateralen Verträge zugenommen, wobei in der Öffentlichkeit
unterschiedliche Einschätzungen darüber existierten. Je nach Position seien die
Bilateralen nützlich, belastend oder bedeutungslos für die Schweiz. Das Parlament
brauche für die weitere Gestaltung der bilateralen Verhältnisse eine seriöse Grundlage,
um die Bedeutung der bilateralen Abkommen richtig einschätzen zu können. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Das Anliegen könne im Rahmen des
Berichts zum Stand der Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU, der vom kurz
zuvor angenommen Postulat Aeschi (svp, ZG; Po. 13.3151) gefordert wurde, behandelt
werden, so der Bundesrat in seiner Stellungnahme. Der Nationalrat nahm das Postulat
in der Frühjahrssession 2015 stillschweigend an. 42

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
AMANDO AMMANN
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Mittels Postulat forderte Fabio Regazzi (cvp, TI) den Bundesrat dazu auf, die Kosten für
die Schweizer Wirtschaft bei einer Kündigung des Personenfreizügigkeitsabkommens
zu berechnen. Seit der Abstimmung über die Masseneinwanderungsinitiative versuche
der Bundesrat eine Neuverhandlung des FZA zu initiieren. Da sich die EU bis anhin
jedoch nicht offen für Verhandlungen zeige, riskiere die Schweiz eine dauerhafte
rechtliche Unvereinbarkeit zwischen Verfassung und FZA, begründete der Postulant
seinen Vorstoss. Aufgrund der Guillotineklausel würden bei einer Aufkündigung des FZA
auch die anderen sechs Abkommen der Bilateralen I ihre Gültigkeit verlieren und
möglicherweise auch die Schengen-/Dublin-Abkommen sowie die Bildungsabkommen
gekündigt werden. Ausserdem berge auch die RASA-Initiative Kündigungsrisiken,
wodurch die Bezifferung der ökonomischen Konsequenzen erforderlich werde. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulates. 
Im Nationalrat wurde das Postulat in der Wintersession 2015 von Luzi Stamm (svp, AG)
bekämpft und daher in der Frühlingssession 2016 diskutiert. Nationalrat Stamm
kritisierte einerseits, dass das Postulat zu eng gefasst sei, weil die volkswirtschaftlichen
Kosten berechnet werden müssten, nicht nur die Kosten für die Wirtschaft.
Andererseits gehe es zu weit, denn es sei zu komplex, sämtliche potenziellen Folgen
einer Kündigung der Abkommen zu berechnen. Wirtschaftsminister Schneider-Ammann
empfahl hingegen die Annahme des Postulats, denn dem Bundesrat lagen zu dem
Zeitpunkt bereits zwei Studien vor, welche die «beträchtlichen Kosten» belegten. Das
laut Schneider-Ammann deshalb bereits erfüllte Postulat wurde daher mit 125 zu 66
Stimmen deutlich angenommen. 43

POSTULAT
DATUM: 29.02.2016
AMANDO AMMANN

In seiner Botschaft zur Änderung des Ausländergesetzes beantragte der Bundesrat die
Abschreibung des Postulats Müller (fdp, AG) zum verbesserten Vollzug des
bestehenden Freizügigkeitsabkommens. Er begründete den Antrag damit, dass die
Änderung des Ausländergesetzes viele Anliegen des Postulats aufgenommen habe.
Dabei handelte es sich unter anderem um die Bestimmungen zum Ausschluss jener
Personen von der Sozialhilfe, die zur Stellensuche in die Schweiz einreisen, und jene
hinsichtlich des Zeitpunkts des Verlusts des Aufenthaltsrechts. Weitere bereits zuvor
implementierte Massnahmen würden überdies die restlichen Forderungen des
Antragstellers erfüllen; so beispielsweise eine 2015 eingeführte Erweiterung der
Verordnung über die Einführung des freien Personenverkehrs – Bürger aus EU/EFTA-
Staaten, die für den Zweck der Stellensuche eine Kurzaufenthaltsbewilligung
beantragten, müssten über genügend finanzielle Mittel verfügen. Im Bericht zur
Erfüllung des Postulats Amarelle (sp, VD; Po. 13.3597) äusserte sich der Bundesrat
zudem zu den Bedingungen für die Erteilung von Niederlassungsbewilligung nach fünf
Jahren. 
In der Herbstsession 2016 wurde das Postulat vom Nationalrat abgeschrieben. 44

POSTULAT
DATUM: 21.09.2016
AMANDO AMMANN

Par le biais du postulat «Participation à la coopération européenne», le conseiller
national Martin Naef (ps, ZH) invite le Conseil fédéral à préciser la stratégie de la Suisse
en ce qui concerne sa coopération avec l'UE, notamment dans les domaines ayant trait
à l'accès des entreprises suisses au marché européen, à la formation, à la recherche, à
la sécurité ou à la contribution helvétique au processus d'intégration européenne.
Si le Conseil fédéral propose d'accepter le postulat, ce dernier est dans un premier
temps combattu par le député Roland Büchel (udc, SG), et donc renvoyé.
En juin 2018, le représentant de l'Union démocratique du centre s'explique devant la
chambre du peuple: un rapport sur l'état des relations entre la Suisse et l'UE serait
superflu, puisque la question appartient aux affaires courantes du DFAE. Ignazio Cassis
fait toutefois part de la volonté du Conseil fédéral d'établir un tel rapport, afin de
répondre conjointement au présent postulat et au postulat 13.3151. Le compte-rendu
sera publié durant le dernier trimestre de l'année 2018.
Le postulat est finalement adopté par une majorité de la chambre basse (120 voix pour,
68 contre, 0 abstention) lors du vote du 5 juin 2018. 45

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
AUDREY BOVEY

Im Dezember 2015 veröffentlichte das Seco den Bericht zu den Gesamtwirtschaftlichen
Auswirkungen eines Wegfalls der Bilateralen I in Erfüllung des Postulats Regazzi (cvp,
TI). Dieser aggregierte die Ergebnisse zweier unabhängiger Studien der beiden
Forschungsinstitute BAKBASEL und Ecoplan und gelangte zum Schluss, dass der Wegfall
der Bilateralen I das Wirtschaftswachstum der Schweiz deutlich reduzieren würde. Das
kumulierte BIP würde demnach bis 2035 um CHF 460 bis CHF 630 Mrd. tiefer ausfallen
als mit den Bilateralen I. Durch die Kontingentierung der Zuwanderung würden sich das

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
AMANDO AMMANN
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Arbeitsangebot verringern und die Kosten für die Arbeitskräfterekrutierung erhöhen. In
Kombination mit neuen Handelsbarrieren könne man eine drastische Verschlechterung
der Schweizer Wettbewerbsfähigkeit erwarten. Es sei zudem mit einer verringerten
Forschungseffizienz zu rechnen, da die Schweiz voraussichtlich nicht mehr an den
Forschungsabkommen mit der EU beteiligt wäre. Da die Effekte der veränderten
Rahmenbedingungen und der Standortattraktivität nur partiell vorhergesagt werden
konnten, warnten die Studienautoren, dass die effektiven Auswirkungen die
Schätzresultate gar übersteigen dürften. Der Bundesrat erachtete das Anliegen des
Postulats somit als erfüllt und beantragte dessen Abschreibung, welche in der
Sommersession 2018 durch den Nationalrat erfolgte. 46

Im März 2018 reichte Eric Nussbaumer (sp, BL) ein Postulat mit Bezug auf die
parlamentarische Mitwirkung in Angelegenheiten Schweiz/EU ein. Im Rahmen der
Botschaft zum institutionellen Abkommen zwischen der Schweiz und der EU soll der
Bundesrat auch Varianten der zukünftigen Beteiligung des Parlaments in der
Europapolitik aufzeigen. 
In der jüngeren Vergangenheit wurden bereits mehrfach ähnliche Anliegen, die mehr
parlamentarische Partizipation in Sachen Schweiz-EU verlangten, an den Bundesrat
herangetragen. Ein Beispiel dafür ist die Motion «Massnahmen zur frühzeitigen
Information des Parlaments über relevante europäische Gesetzgebungsentwürfe» (Mo.
10.3005) sowie ein – ebenfalls von Eric Nussbaumer– angedachtes parlamentarisches
Verbindungsbüro bei der EU (Mo. 14.3646). Diese Motion scheiterte jedoch 2014, weil
sie nicht innerhalb von zwei Jahren im Rat behandelt wurde. Laut Nussbaumer seien
die potentiellen Möglichkeit einer stärkeren Einbindung des Parlaments somit auch
heute noch nicht eindeutig geklärt. Er verlangte folglich insbesondere die Prüfung fünf
spezifischer Massnahmen: Schaffung einer ständigen Kommission für Angelegenheiten
Schweiz-EU; Schaffung des bereits erwähnten Verbindungsbüros; Schaffung einer
ständigen gemeinsamen Delegation der APK-NR und der APK-SR; Monitoring der
Bundesversammlung über für die Schweiz relevante EU-Rechtssetzungsprozesse; volles
Stimmrecht der Schweizer Parlamentsdelegation im EWR- und EU-
Parlamentarierkommitee.
In seiner Stellungnahme vom Mai 2018 äusserte sich der Bundesrat positiv hinsichtlich
einer engen Einbindung der Bundesversammlung in die Schweizer Europapolitik. Das
noch ausstehende institutionelle Abkommen zwischen der Schweiz und der EU soll
primär die effizientere Anwendung der bilaterale Marktzugangsabkommen ermöglichen.
Im Kontext dieser Zusammenarbeit könne das Abkommen auch als Rahmen für eine
verstärkte Kooperation der Bundesversammlung und des Europäischen Parlaments
fungieren. Massnahmen zur Stärkung der Rolle des Parlaments in der Schweizer
Europapolitik könnten jedoch erst nach Abschluss der Verhandlungen vorgelegt
werden. Trotzdem beantragte der Bundesrat die Annahme des Postulats. 
In der Folge wurde das Postulat in der Sommersession 2018 von Nationalrat Roger
Köppel (svp, ZH) bekämpft. Dieser zog seinen Antrag auf Ablehnung in der Herbstsession
2019 zurück, kurz darauf folgte jedoch eine erneute Bekämpfung, dieses Mal durch
Pirmin Schwander (svp, SZ). Die Behandlung durch den Nationalrat wurde durch das
Vorgehen der SVP-Nationalräte somit zweimalig verschoben, womit auch diesem
Postulat die Abschreibung aufgrund von Nichtbehandlung drohte. 47

POSTULAT
DATUM: 27.09.2018
AMANDO AMMANN

Nach zweimaliger Bekämpfung des Postulats von Eric Nussbaumer (sp, BL) zur
parlamentarischen Mitwirkung in den Angelegenheiten Schweiz/EU beriet die grosse
Kammer in der Frühjahrssession 2020 darüber. Postulant Nussbaumer forderte
nachdrücklich mehr Kohärenz in der Schweizer Aussenpolitik. Dazu gehöre seiner
Meinung nach auch, dass man die Stellung der Bundesversammlung in
aussenpolitischen Themen respektiere, insbesondere im Verhältnis zwischen der
Schweiz und der EU. Die verbesserte Einbindung des Parlaments in aussenpolitische
Prozesse sei schon seit Jahren ein Thema im Parlament, wie unter anderem die Motion
der APK-SR (Mo.10.3354) von 2010 belege. Der Bundesrat solle dem Parlament
aufzeigen, wie es besser informiert werden und in der aussenpolitischen Gestaltung
mitwirken könne. Der SVP-Fraktion, aus deren Mitte die beiden Bekämpfungen
stammten, warf er vor, dass sie die oberste Macht im Staat, nebst Volk und Ständen,
nicht in die Mitwirkung einschliessen wolle. 
Diesen Vorwurf liess sich Pirmin Schwander (svp, SZ) nicht gefallen und hielt dagegen,
dass die Bundesverfassung die Mitwirkungsrechte des Parlaments bereits zur Genüge
regle und das Postulat daher obsolet sei. Er befürchtete des Weiteren, dass die von
Nussbaumer vorgeschlagenen Massnahmen die Glaubwürdigkeit einer kohärenten

POSTULAT
DATUM: 12.03.2020
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 01.01.23 14ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Aussenpolitik des Bundesrats gefährden würden. Der anwesende Bundesrat Cassis
empfahl das Postulat im Namen des Bundesrats zur Annahme. Der Bundesrat sei gewillt,
mit der Botschaft zum institutionellen Abkommen Schweiz-EU auch die Möglichkeiten
der zukünftigen Mitwirkung des Parlaments in europapolitischen Angelegenheiten
darzustellen. Die grosse Kammer folgte dieser Empfehlung mit 140 zu 50 Stimmen
deutlich, nur die Fraktion der SVP stimmte geschlossen gegen das Anliegen. 48

Nach dem Abbruch der Verhandlungen über das institutionelle Rahmenabkommen mit
der EU verlangte Damien Cottier (fdp, NE) mit einem Postulat im Juni 2021 vom
Bundesrat einen Bericht zu Evaluation, Prioritäten, Sofortmassnahmen und nächsten
Schritte in der Europapolitik. Unter anderem verlangte Cottier die Neubeurteilung der
Vor- und Nachteile verschiedener europapolitischer Instrumente unter der
Berücksichtigung der Veränderungen seit der Publikation des Berichts in Erfüllung des
Postulats Markwalder (fdp, BE; Po. 09.3560). Als Grundlage sollten die im Europabericht
2006 aufgestellten Kriterien zur Weiterführung des bilateralen Wegs dienen. Des
Weiteren soll der Bundesrat einen Prioritäten-Katalog mit konkreten Massnahmen für
die zukünftige Europapolitik festlegen, mit dem die Ziele des Legislaturprogramms
2019-2023 erreicht werden könnten. Überdies sollte der Bundesrat auch künftige
Schritte zur Konsolidierung und Weiterentwicklung der bilateralen Beziehungen unter
Einbezug der Erwartungen aus Wirtschaft, Bildung, Forschung und Zivilgesellschaft
darlegen. Cottier befürchtete, dass der bilaterale Weg ohne Aktualisierung und
Entwicklung zerfallen könnte – und das, obwohl sich eine Mehrheit der Bevölkerung
stabile Beziehungen zur EU wünsche. 
Der Bundesrat verkündete in seiner Stellungnahme, dass er in Erfüllung der Postulate
Aeschi (svp, ZG; Po. 13.3151), Naef (sp, ZH; Po. 17.4147) und der Fraktion der Grünen (Po.
14.4080) einen Bericht über die Beziehungen mit der EU erarbeite. Dieser werde neben
einer Beurteilung auch Massnahmen zur Sicherstellung des Zugangs zum EU-
Binnenmarkt und einer guten Zusammenarbeit enthalten. Da dieser Bericht auch die im
Postulat gestellten Fragen beantworten werde, beantragte der Bundesrat die Annahme
desselben. 
Der Nationalrat nahm das Postulat in der Herbstsession 2021 stillschweigend an. 49

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
AMANDO AMMANN

Anfang Mai 2021, und damit nur wenige Wochen vor dem Abbruch der Verhandlungen
über ein InstA mit der EU, reichte die Fraktion der Mitte ein Postulat ein, dass vom
Bundesrat einen Bericht mit Massnahmen für die künftige wirtschaftliche
Zusammenarbeit mit der EU forderte. Der Bundesrat solle aufzeigen, wie die
wirtschaftliche Entwicklung in der Schweiz und deren Wettbewerbsfähigkeit im
europäischen Raum «vorerst» ohne institutionelles Rahmenabkommen gestützt werden
könne. Die Mitte-Fraktion begründete das Postulat mit dem Status der Schweiz als
Exportland, der offene Märkte hochrelevant mache. Das Rahmenabkommen habe die
Institutionalisierung des Marktzugangs, die Sicherung der stabilen Beziehungen zur EU
und die Rechtssicherheit für Unternehmen zum Ziel. Diese Ziele müsse man auch
abseits der Verhandlungen über das InstA verfolgen. In seiner Stellungnahme bekannte
sich der Bundesrat zur Weiterführung der bilateralen Zusammenarbeit und beantragte
die Annahme des Postulats. Er verwies auf einen Bericht zu den Beziehungen mit der
EU, der in Erfüllung der Postulate Aeschi (svp, ZG; Po. 13.3151), Naef (sp, ZH; Po.17.4147)
und der Grünen Fraktion (Po. 14.4080) erarbeitet werde. Das EJPD und das EDA würden
den Bundesrat bis Ende November 2021 zudem über die Möglichkeiten des autonomen
Abbaus von Regelungsdifferenzen informieren. Zwar würde eine einseitige
Rechtsangleichung keinen EU-Binnenmarktzugang garantieren, doch die Schweiz habe
grundsätzlich ein Interesse an Regeln, die gleichwertig mit denen der wichtigsten
Handelspartner seien. Zudem habe man zur Abfederung negativer Konsequenzen durch
das Scheitern des InstA Auffangmassnahmen umgsetzt, erklärte der Bundesrat. Diese
umfassten unter anderem den Schutz der Schweizer Börseninfrastruktur, die
Gewährleistung der Versorgungssicherheit und die Aufrechterhaltung der
Marktüberwachung bei Medizinprodukten. Der Nationalrat nahm das Postulat in der
Herbstsession 2021 stillschweigend an. 50

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
AMANDO AMMANN
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Nachdem der Bundesrat offiziell den Abbruch der Verhandlungen über das
institutionelle Rahmenabkommen verkündet hatte, wurde im Juni 2022 in Reaktion
darauf im Parlament eine Vielzahl an Vorstössen eingereicht, die sich mit den
bilateralen Beziehungen Schweiz-EU auseinandersetzten.

Die SP-Fraktion forderte vom Bundesrat in einem Postulat (Po. 21.3618) einen Bericht,
in dem vier verschiedene europapolitische Optionen verglichen werden sollten: der
Abbruch des bilateralen Wegs und Übergang zum Drittstaat-Status; die Beibehaltung
bestehender Abkommen ohne Aktualisierung und Erneuerung der Zusammenarbeit; der
formelle Beitritt zum EWR und ein EU-Beitritt. Diese Analyse sollte unter
Berücksichtigung der demokratischen Souveränität der Schweiz, ihrer
Interessenwahrung, der Wahrung des wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Wohlstands sowie der geostrategischen Interessen und schliesslich der
gesellschaftlichen Entwicklung vorgenommen werden. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats, mit dem Verweis darauf, dass er in Erfüllung der Postulate
Aeschi (svp, ZG; Po. 13.3151), Naef (sp, ZH; Po. 17.4147) und der Grünen Fraktion (Po.
14.4080) ohnehin schon einen derartigen Bericht ausarbeite. Der Nationalrat nahm das
Postulat in der Herbstsession 2021 stillschweigend an.

Die Fraktion der Grünen reichte ein ähnliches Postulat (Po. 21.3667) ein wie die SP,
forderte aber die Überprüfung einer noch grösseren Bandbreite an Alternativen – hinzu
kam die Möglichkeit der Wiederaufnahme der Verhandlungen zum InstA. Die Analyse
der Vorschläge sollte nicht nur wirtschaftliche Gesichtspunkte und den Lohnschutz
miteinbeziehen, sondern auch Aspekte der Bildung, Forschung, Innovation und des
Klimaschutzes berücksichtigen. Der Bundesrat beantragte auch in diesem Fall die
Annahme des Postulats und begründete dies wiederum mit dem bereits erwähntem
Bericht. Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Herbstsession 2021 ebenfalls
stillschweigend an. 

Roland Fischers Postulat (glp, LU; Po. 21.3678) war inhaltlich enger gefasst und wollte
den Bundesart lediglich damit beauftragen, eine EWR-Mitgliedschaft der Schweiz zu
prüfen und Bericht darüber zu erstatten. Fischer befürchtete eine Erosion des
bilateralen Wegs und sah im EWR-Beitritt einen naheliegenden Integrationsschritt. Der
Bundesrat beantragte auch in diesem Fall die Annahme des Postulats, dieses wurde
jedoch von Roger Köppel (svp, ZH) in der Herbstsession 2021 bekämpft, weshalb es bis
auf Weiteres nicht im Nationalrat beraten wurde. 

Sehr konkret war die Motion Molina (sp, ZH; Mo. 21.3811), mit welcher der Motionär den
Bundesrat zur Aufnahme von EU-Beitrittsverhandlungen bewegen wollte. Innerhalb
eines Jahres sollte ein Verhandlungsmandat erarbeitet werden, das dem Erhalt des
Service public, der staatlichen Beihilfen, der Durchsetzung der Arbeits- und
Lohnbedingungen sowie des Schweizer Frankens Rechnung tragen sollte. Die
demokratischen Instrumente von Volk und Parlament sowie die Mitwirkungsrechte der
Kantone sollten angepasst werden, um einem Beitritt nicht im Weg zu stehen. Der
Bundesrat beantragte die Ablehnung des Vorstosses, da er bereits beim Abbruch der
Verhandlungen beschlossen habe, den bewährten bilateralen Weg fortzuführen und
dazu eine Reihe von Massnahmen wie die Deblockierung der zweiten
Kohäsionsmilliarde beschlossen habe. Dazu gehöre die Bewahrung eines
grösstmöglichen politischen Handlungsspielraums. Der Bundesrat war der Auffassung,
dass auch die EU ein Interesse an der Fortsetzung der bilateralen Zusammenarbeit
habe. Der Nationalrat äusserte sich 2021 noch nicht zum Vorstoss. 

Mit etwas Verspätung reichte im September schliesslich auch Thomas Minder (parteilos,
SH; Mo. 21.4184) eine Motion ein, mit der er eine mittel- und längerfristige Strategie für
eine nachhaltige Zusammenarbeit mit der EU verlangte. Die Äusserungen zu den
bilateralen Beziehungen in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 seien nach dem
Verhandlungsabbruch teilweise überholt. Der Bundesrat beantragte die Annahme der
Motion, weil er das Motionsanliegen ebenfalls im bereits erwähnten Bericht
beantworten wollte. Der Ständerat nahm Minders Vorstoss in der Wintersession 2021
mit 42 zu 1 Stimme (bei 1 Enthaltung) an. 51
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Ständerätin Heidi Z'graggen (mitte, UR) reichte im Dezember 2021 ein Postulat ein, mit
dem sie den Bundesrat dazu aufforderte, den geplanten Bericht zu den Beziehungen
mit der EU um eine Analyse der Schweizer Leistungen für die EU zu ergänzen.
Ebenjener Bericht wird derzeit in Erfüllung der Postulate Aeschi (svp, ZG; Po. 13.3151),
Naef (sp, ZH; Po. 17.4147), Cottier (fdp, NE; Po. 21.3654), der Grünen Fraktion (Po.
14.4080, Po. 21.3667), der SP-Fraktion (Po. 21.3618) und der Motion Minder (parteilos,
SH; Po. 21.4184) erarbeitet. Heidi Z'graggen argumentierte, dass man für die künftige
Verhandlungsstrategie die durch die Schweiz erbrachten Leistungen quantifizieren
müsse. Teil der Quantifizierung sei beispielsweise der Beitrag der Schweiz zum BIP des
EU-Binnenmarkts. Neben einer Analyse der Export- und Importleistungen erwartete die
Postulantin auch eine Übersicht über die Leistungen im Bereich des alpenquerenden
Transitverkehrs und des Stromtransits; über die Abschöpfungen der höheren Kaufkraft
in der Schweiz durch EU-Unternehmen; über die Leistungen der Schweiz für
Grenzgängerinnen und Grenzgänger; über die Kosten der Personenfreizügigkeit
bezüglich Wohnungspreisen, Umweltgütern, Staustunden und Sozialwerken; über die
durch EU-Studierende anfallenden Kosten; sowie über allfällige Sozialleistungstransfers.

Der Bundesrat beantragte im Februar 2022 die Annahme des Postulats. Man werde die
Leistungen der Schweiz an die EU soweit machbar und sinnvoll in den Bericht
aufnehmen. 
In der Frühjahrssession 2022 bat Ständerat Noser (fdp, ZH) darum, diese
Kostenevaluation in Form von Bilanzen aufzuzeigen und nicht als einseitige
Betrachtung. Schliesslich gebe es auch eine Nutzenbetrachtung, beziehungsweise die
Kosten einer Nichtmitgliedschaft, was die geforderte Analyse jedoch sehr kompliziert
mache. Er mahnte auch, dass man die europapolitische Kooperation nicht mit einer
«Buchhaltermentalität» lösen könne. Auch Aussenminister Cassis rief den Ständerat
dazu auf, realistische Erwartungen an den Tag zu legen. Man könne die effektiven
Leistungen der Schweiz in vielen Fällen nicht genau bemessen, ein Beispiel dafür sei der
Bau der NEAT. Der Ständerat nahm das Postulat einstimmig an. 52

POSTULAT
DATUM: 01.03.2022
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Nachdem Roland Fischers (glp, LU) Postulat zur Integration der Schweiz in den
Europäischen Binnenmarkt durch einen Beitritt zum EWR in der Herbstsession 2021
noch von Roger Köppel (svp, ZH) bekämpft worden war, wurde es in der
Frühjahrssession 2022 im Nationalrat beraten. Postulant Fischer bedauerte in seinem
Votum nicht nur die Ablehnung des EWR-Beitritts 1992, sondern auch den
Verhandlungsabbruch über das InstA, das den etablierten bilateralen Weg «dynamisiert
und zukunftsfähig gemacht hätte». Fischer sah die Zeit gekommen, den EWR als
Alternative für die Integration der Schweiz in den europäischen Binnenmarkt zu
analysieren. So hätte auch jene Generation, die 1992 noch nicht abstimmen konnte, die
Möglichkeit, die Debatte über die Vor- und Nachteile des EWR zu führen. Der EWR
funktioniere und habe sich bewährt, wie die Beispiele Norwegen, Island und
Liechtenstein zeigen würden. Zudem seien im EWR-Vertrag die institutionellen Fragen,
die Mitwirkung und die Streitbeilegung geregelt, und EWR-Mitglieder profitierten von
den Kooperationsabkommen wie Horizon und Erasmus plus. Roger Köppel lehnte die
Forderung des Postulats weiterhin ab und sprach sich gegen einen Bericht zu einer
möglichen EWR-Mitgliedschaft aus, die er als «Nirwana der zwischenstaatlichen
Beziehungen zwischen der EU und der Schweiz» und als «Ende der Schweiz als
unabhängige[n] Staat» bezeichnete. Demnach sei der Binnenmarkt ein Teil der
staatlichen Ordnung, wodurch man mit einer Teilnahme an fremde Institutionen
andocken und damit die Steuerfähigkeit verlieren würde. Er wies seinen Ratskollegen
Fischer auch darauf hin, dass die APK-NR 2013 explizit eine Unterscheidung zwischen
dem Marktzugang und der Partizipation am europäischen Binnenmarkt vorgenommen
hatte. Der Nationalrat habe diese Differenzierung mit der Annahme einer darauf
basierenden SVP-Motion daraufhin bestätigt. Bundesrat Parmelin beantragte die
Annahme des Postulats und verwies auf einen in Entstehung befindlichen Bericht über
die Beziehungen zur EU. Darin würden verschiedene Alternativen zum bilateralen Weg
geprüft, unter anderem auch ein EWR-Beitritt. Der Nationalrat folgte diesem Aufruf und
nahm das Postulat mit 112 zu 69 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) an. Die SVP-Fraktion
sowie einige Fraktionsmitglieder der FDP.Liberalen und der Mitte sprachen sich gegen
eine Annahme aus. 53
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In der Frühjahrssession 2022 kam es zur Ablehnung der Motion Molina (sp, ZH; Mo.
21.3811) über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen Union.
Motionär Molina verwies angesichts des Kriegs in der Ukraine auf die Tatsache, dass die
Schweiz seit jeher von der europäischen Einigung profitiert habe, nicht nur durch den
Zugang zum Binnenmarkt, sondern auch aufgrund der gemeinsamen Sicherheitspolitik
der EU. Trotz der engen Verbindungen und der gemeinsamen Lebens-, Wirtschafts-
und Bildungsräume bestünde in der Schweiz seit dem EWR-Nein von 1992 ein
«irrationales Europatrauma ohne reale Grundlage». Dieses gelte es zu überwinden und
sich mit dem Beitritt zur EU langfristig an deren Weiterentwicklung zu beteiligen. Der im
Rat anwesende Aussenminister Cassis beantragte im Namen des Bundesrats die
Ablehnung der Motion. Der bilaterale Weg sei nach wie vor die idealste Möglichkeit, um
die europapolitischen Ziele der Schweiz – eine weitgehende Beteiligung am
Binnenmarkt in Verbindung mit Kooperationen in ausgewählten Interessenbereichen
und unter Aufrechterhaltung eines grösstmöglichen Handlungsspielraums – zu
erreichen. Man wolle nun zunächst die neue Schweizer Agenda gemeinsam mit der EU
sondieren und auf Basis dieser Aussprache neue Verhandlungen aufnehmen. Cassis
kündigte auch die bevorstehende Publikation eines umfassenden Europaberichts an, in
dem die verschiedenen Integrationsmodelle, darunter auch der EU-Beitritt, auf ihren
Nutzen und ihre Zweckmässigkeit überprüft würden. Schliesslich erinnerte er die
grosse Kammer daran, dass sich bei einem EU-Beitritt jene Fragen, die die
Verhandlungen über das InstA hatten scheitern lassen, erneut stellen würden. Der
Nationalrat lehnte die Motion in der Folge mit 117 zu 40 Stimmen (bei 30 Enthaltungen)
ab. Die Ja-Stimmen stammten von der SP- und der Grünen-Fraktion. Zahlreiche
Mitglieder der Fraktionen der SP, der Grünen und der Grünliberalen sowie je ein
Mitglied der FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion enthielten sich jedoch ihrer
Stimme. 54

POSTULAT
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2022 beriet der Nationalrat über die Motion Minder (parteilos,
SH), die die Erarbeitung einer Strategie für eine nachhaltige Zusammenarbeit Schweiz-
EU verlangte. Die APK-NR sei zum Schluss gekommen, dass nach dem Abbruch der
Verhandlungen über das Rahmenabkommen eine klare mittel- und langfristige Strategie
nötig sei, erklärte deren Sprecherin Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL). Die
Schweiz müsse eine «möglichst weitgehende Beteiligung am EU-Binnenmarkt
verbunden mit Kooperationen in ausgewählten Interessenbereichen» unter Bewahrung
ihrer politischen Eigenständigkeit anstreben. Für diese Art der Zusammenarbeit habe
sich der bilaterale Weg bewährt und solle fortgesetzt werden, empfahl Schneider-
Schneiter. Nicolas Walder (gp, GE), ebenfalls Kommissionssprecher, zeigte sich erfreut,
dass sich auch Mitglieder der SVP-Fraktion Sorgen über eine fehlende Strategie des
Bundesrats gegenüber der EU machten. Walder kritisierte den sektoralen Ansatz, den
der Bundesrat präsentiert hatte, der eher der Verzögerung weiterer Verhandlungen zu
dienen scheine. Die vorliegende Motion gehe auf mehrere Postulate zurück, die vom
Bundesrat allesamt einen Europabericht gefordert hatten, welcher aber noch immer
nicht vorliege. Die Kommission habe aufgrund der noch immer fehlenden Strategie
daher ohne Gegenstimme den Vorstoss unterstützt und fordere den grossen Rat auf,
dies ebenfalls zu tun. 
Aussenminister Cassis wandte sich beschwichtigend an den Nationalrat und beteuerte,
dass der Bundesrat mit der Erarbeitung des genannten Berichts beschäftigt sei. Er
verwies zudem darauf, dass der Bundesrat die Eckwerte, innerhalb derer er die
Beziehungen zur EU gestalten wolle, bereits im Februar 2022 definiert habe. Dennoch
beantragte er die Annahme der Motion. Da keine anderslautenden Anträge vorlagen,
wurde der Vorstoss stillschweigend angenommen. 55

POSTULAT
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Im März 2022 forderte Vincent Maitre (mitte, GE) den Bundesrat mittels eines Postulats
dazu auf, in seinem angekündigten Bericht zur Europapolitik eine Einschätzung der
Wichtigkeit des bilateralen Wegs für die Grenzkantone vorzunehmen. Nebst einer
Analyse des Beitrags der Bilateralen zur wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der
Grenzkantone solle der Bericht Risiken aufzeigen, die eine Schwächung der bilateralen
Verträge für die Grenzkantone mit sich bringen würde. Als mögliche Faktoren nannte
Maitre die Nichterneuerung des Freizügigkeitsabkommens; die teilweise
Nichterneuerung des Abkommens über den Abbau technischer Handelshemmnisse;
den Ausschluss der Schweiz aus dem Programm Horizon Europe für
Forschungsprojekte; und schliesslich eine Behinderung der grenzüberschreitenden
Zusammenarbeit in Wirtschaft, Gesellschaft, Kultur und Gesundheit. Der Bundesrat
beantragte die Annahme des Postulats und erklärte, dass er dessen Anliegen in seinem
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Bericht über die Beziehungen zwischen der Schweiz und der EU berücksichtigen wolle.
Er sei sich der Bedeutung der Bilateralen für die Grenzkanton bewusst. Diese könne in
dem Bericht zwar mittels Beispielen abgebildet, aber keinesfalls abschliessend
bestimmt werden. So sei eine Quantifizierung des isolierten Effekts der
Nichtaktualisierung einzelner bilateraler Verträge «nur begrenzt möglich». In der
Sommersession 2022 nahm der Nationalrat das Postulat stillschweigend an. 56

In der Herbstsession 2022 behandelte der Nationalrat ein Postulat seiner
aussenpolitischen Kommission, welches sich mit den «Unterschiede[n] zwischen dem
Schweizer und dem EU-Recht im Bereich des Arbeitnehmerschutzes» beschäftigte.
Die APK-NR verlangte vom Bundesrat einen Bericht, in dem dieser aufzeigen sollte,
welche Anpassungen nötig wären, um das Schweizer Recht im Bereich des
Arbeitnehmendenschutzes demjenigen der EU anzugleichen. Ausserdem sollte der
Bericht aufzeigen, ob eine derartige Angleichung den Arbeitnehmendenschutz
verbessern oder verschlechtern würde. Kommissionssprecher Molina (sp, ZH) erklärte,
dass der Bundesrat nach dem Abbruch der Verhandlungen über das Rahmenabkommen
autonome Anpassungen des nationalen Rechts an dasjenige der EU geprüft habe, sich
dabei aber auf die fünf vom damaligen InstA betroffenen Marktzugangsabkommen
beschränkt habe. Die APK-NR wolle jedoch diese Untersuchungen auf weitere Bereiche
ausweiten. Seine Kommissionskollegin Bulliard-Marbach (mitte, FR) fügte an, dass das
Parlament eine gute Entscheidungsgrundlage für die anstehenden Verhandlungen mit
der EU benötige und die Themen Personenfreizügigkeit und Arbeitnehmendenschutz im
Mittelpunkt der Diskussionen stehen dürften. Eine Kommissionsminderheit Portmann
(fdp, ZH) beantragte der grossen Kammer, den Vorstoss abzulehnen. Portmann vertrat
die Ansicht, dass der Sozialbereich nicht Teil der Binnenmarktabkommen mit der EU sei
und die Schweiz zurzeit eine liberale Regulierung des Arbeitsmarktes praktiziere. Eine
derartige Analyse sei dementsprechend nicht relevant. Der Minderheitssprecher
bezeichnete das Postulat als «Frontalangriff auf unseren noch halbwegs liberalen
Arbeitsmarkt» und fürchtete sich vor einem «sozialistischen Arbeitsmarkt». Auch der
Bundesrat zweifelte den Nutzen des Postulates an, da eine derartige Analyse lückenhaft
ausfallen würde. Bundesrat Guy Parmelin wies darauf hin, dass das Schweizer System
auf einer starken Sozialpartnerschaft und einem gemeinsamen Dialog mit allen
Anspruchsgruppen beruhe, mithilfe derer man spezifische Branchenlösungen suche.
Man beobachte die Entwicklungen im EU-Recht aufmerksam und berücksichtige diese,
sofern sie zur Erreichung der Schweizer Ziele beitragen. Der Nationalrat stimmte
schliesslich mit 90 zu 90 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nach Stichentscheid von
Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) für die Annahme des Postulats. SP, Grüne
und Grünliberale stimmten dafür, SVP und FDP dagegen, die Mitte zeigte sich
gespalten. 57

POSTULAT
DATUM: 29.09.2022
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Lors de la session parlementaire du mois de mars, le Conseil des Etats a adopté par 22
voix contre 15 un postulat Weber (AdI, ZH) qui invitait le Conseil fédéral à examiner le
dépôt immédiat d'une demande d'adhésion de la Suisse à la CE et à en informer le
parlement avant le début de la session d'été. La majorité des sénateurs a estimé qu'une
telle demande clarifierait le débat sur l'Europe et permettrait une plus grande
transparence pour les citoyens dans l'orientation de la politique européenne du
Conseil fédéral. Par la suite, le groupe de travail parlementaire «Communauté
européenne», composé de 45 députés, a fait savoir qu'il était favorable au dépôt
immédiat d'une demande d'ouverture de négociation avec la CE. Les partis socialistes
des cantons romands ont exprimé la même requête dans une résolution envoyée au
Conseil fédéral. 58

POSTULAT
DATUM: 10.03.1992
ANDRÉ MACH

In der Sommersession 2021 kam es zur Abschreibung des Postulats Béglé (Po. 17.3789)
zur Rolle der Schweiz beim Aufbau einer internationalen Cyberspace-Gouvernanz. Im
Rahmen des Berichts über die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im
Jahr 2020 kam der grosse Rat wie zuvor der Bundesrat zum Schluss, dass das Anliegen
des Postulats mit der Strategie Digitalaussenpolitik 2021-2024 erfüllt worden sei. 59
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Mittels eines Postulats verlangte Nationalrätin Corina Gredig (glp, ZH) im März 2022,
dass der Bundesrat im Zusatzbericht zum Sicherheitspolitischen Bericht 2021 in einer
breiten Auslegeordnung prüft, an welchen zusätzlichen europäischen und
internationalen Programmen und Kooperationsprojekten die Schweiz teilnehmen
könnte. Dabei solle sich der Bundesrat am Verhalten anderer neutraler Staaten in
Europa orientieren und aufzeigen, welche Wirkung eine erweiterte Kooperation auf die
Sicherheit der Schweiz hätte. Postulantin Gredig argumentierte, dass die Schweiz
Trittbrettfahrerin der Sicherheitsbemühungen der EU und der NATO sei. Um ihre eigene
sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit zu bewahren, müsse sie ihre multilaterale
Zusammenarbeit in sicherheitspolitisch relevanten Organisationen ausbauen. 
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats, da er das Anliegen bereits als
erfüllt erachtete. Die internationale Kooperation sei schon seit langem Bestandteil der
Schweizer Sicherheitspolitik und sei somit als eines von neun Zielen im
Sicherheitspolitischen Bericht 2021 aufgeführt worden. Im Zusatzbericht werde das VBS
– in Zusammenarbeit mit dem EDA und dem EJPD – eine Analyse der
sicherheitspolitischen Folgen des Kriegs in der Ukraine vornehmen. Dazu gehöre auch
eine Einschätzung der Auswirkungen des Kriegs auf die Sicherheitslage in Europa und
der Möglichkeit, sicherheitspolitische Kooperationen einzugehen. Zudem habe das EDA
angekündigt, im Sommer 2022 einen Bericht zur Neutralität der Schweiz zu
veröffentlichen. Diese beiden Berichte würden die im Postulat aufgeführte Forderung
abdecken, schloss der Bundesrat. 
In der Nationalratsdebatte während der Sommersession 2022 kritisierte Gredig die
veraltete Vorstellung «einer sich einsam verteidigenden Igel-Schweiz». Im Angriffsfall
müsse man sich mit anderen Staaten verbünden, unter Umständen auch mit der NATO.
Derartige Kooperationen solle man jedoch frühzeitig einleiten, die Covid-Pandemie
habe gezeigt, dass es beim Eintreten des Ernstfalls zu spät sei. Der Nationalrat nahm
das Postulat in der Folge mit 116 zu 45 Stimmen (bei 13 Enthaltungen) an. Nur die SVP-
Fraktion stimmte gegen Annahme, während sich einige Mitglieder der Grünen ihrer
Stimme enthielten. 60

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
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Ständerat Josef Dittli (fdp, UR) forderte den Bundesrat im Juni 2022 in einem Postulat
dazu auf, die Auswirkungen eines Beitritts der Schweiz zum Kernwaffenverbotsvertrag
auf die Aussen- und Sicherheitspolitik der Schweiz zu prüfen. Er interessierte sich
insbesondere dafür, wie sich der Konflikt in der Ukraine auf die Ausgangslage eines
Beitritts der Schweiz zum Kernwaffenverbotsvertrag ausgewirkt hatte. Darüber hinaus
solle aufgeführt werden, welche Konsequenzen der Beitritt für die
Sicherheitsarchitektur Europas und der Schweiz sowie für die Beziehungen der Schweiz
zur NATO haben könnte. Basierend darauf solle der Bundesrat eine Auslegeordnung des
weiteren Vorgehens präsentieren, forderte der Postulant. Der Bundesrat habe eine
solche für die Zeit nach der Überprüfungskonferenz des Nichtverbreitungsvertrags von
Kernwaffen im August 2022 in New York versprochen. Der Krieg in der Ukraine habe
aber neue Voraussetzungen geschaffen, die eine «ganzheitliche und
zukunftsorientierte Betrachtung» einer möglichen Vertragsratifizierung nötig machten.
Dittli wünschte sich in diesem Rahmen auch eine Stellungnahme des Bundesrats zur
Motion Sommaruga (sp, GE; Mo. 17.4241), mit der dieser die Ratifizierung des
Atomwaffenverbotsvertrags gefordert hatte und die von beiden Räten 2018
angenommen worden war. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats.

In der Ständeratsdebatte während der Herbstsession 2022 setzte sich Carlo
Sommaruga für die Ablehnung des Postulats ein. Er bezeichnete Dittlis Vorstoss als
«parfaitement inutile», da der Bundesrat mehrfach bestätigt habe – zuletzt bei der
Beratung des Postulats der SiK-NR (Po. 21.3960) im Herbst 2021 –, dass ein
Evaluierungsbericht zum Vertrag vorgelegt werde. Er kritisierte zudem den Bundesrat
dafür, dass sich dieser trotz der Annahme seiner Motion von 2017 noch immer vor der
Unterzeichnung und Ratifikation des Vertrags ziere. Schliesslich habe die
Unterzeichnung des Kernwaffenverbotsvertrags bei anderen neutralen europäischen
Staaten wie Österreich und Irland keine negativen Auswirkungen auf die
Zusammenarbeit mit der NATO gehabt. Für eine objektive Analyse des Vertrags und von
dessen effektiven Konsequenzen im Fall der Schweiz sei aber die Einsetzung einer
Expertengruppe nötig. Auch Charles Juillard (mitte, JU) empfand die lange Verzögerung
vonseiten des Bundesrats als befremdlich, schliesslich sei der Vertrag 2017 unter
anderem auf Anregung der Schweiz ausgearbeitet worden. Ein zusätzlicher Bericht habe
daher keinen Mehrwert für die Entscheidungsfindung. Trotz ihrer Kritik verzichteten
Sommaruga und Juillard aber darauf, das Postulat zu bekämpfen.
Bundesrat Cassis erklärte dem versammelten Ständerat, dass der Vertrag nicht nur von
Kernwaffenbesitzenden, sondern auch von ihren Verbündeten abgelehnt werde. Die
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Schweiz werde aufgrund der besagten Motion Sommaruga die Frage eines Beitritts zum
Vertrag erneut prüfen, zuvor habe man jedoch die Überprüfungskonferenz des
Nuklearen Nichtverbreitungsvertrags abwarten wollen. Er beantragte die Annahme des
Postulats, dessen Anliegen durch eine bereits eingesetzte interdepartementale
Arbeitsgruppe aufgenommen werden könnte. Der Ständerat nahm das Postulat in der
Folge stillschweigend an. 61

Zwischenstaatliche Beziehungen

Mittels Postulat forderte Giovanni Merlini (fdp, TI) den Bundesrat auf, einen Bericht zu
erarbeiten, der die gegenwärtigen Beziehungen zwischen EU und OECD auf der einen
Seite und der Schweiz auf der anderen Seite hinsichtlich der Besteuerung natürlicher
und juristischer Personen darlegt. Besonders zu beachten sei die «aggressive
Steuerpolitik» einzelner EU- und OECD-Länder sowie die von der Europäischen
Kommission beabsichtigte Erstellung einer schwarzen Liste mit Steueroasen. Der
Postulant kritisierte die in der Vergangenheit von EU und OECD eingenommene
«feindselige Haltung» gegenüber der schweizerischen Steuerpolitik, welche vor allem
durch die inkohärente Anwendung der Beurteilungskriterien bei der Erstellung von
Länderlisten spürbar geworden sei. Er bemängelte unter anderem die Bevorzugung von
EU-Mitgliedsstaaten respektive die strengere Behandlung von Drittstaaten sowie die
fehlende Berücksichtigung sogenannter Tax Rulings. 
In seiner Antwort vom Mai 2017 verwies der Bundesrat darauf, dass die Schweiz die
Kriterien des Steuerscreenings für verantwortungsvolles Handeln im Steuerbereich
bereits mehrheitlich erfülle und sie daher nicht auf der schwarzen Liste der EU geführt
werden würde. EU-Mitgliedstaaten seien von diesem Screening ausgenommen, da sie
zur Einhaltung EU-interner Regelungen verpflichtet seien und auch von mit der OECD
verbundenen Gremien überprüft werden würden.

Bei der Behandlung im Nationalrat im März 2018 hob der zuständige Bundesrat Ueli
Maurer zudem hervor, dass mit der Steuervorlage 17 das Schweizer Steuerregime für
den internationalen Steuerwettbewerb angepasst werde und viele Bedenken des
Postulanten bereits aufgenommen worden seien. Der durch das Postulat geforderte
Bericht enthielte zudem Informationen, die öffentlich verfügbar seien und sich
monatlich verändern könnten, und wäre also bei seiner Publikation bereits veraltet.
Somit sei das Postulat nicht zielführend. Dementsprechend empfahl der Bundesrat die
Ablehnung des Postulats. Der Nationalrat folgte diesem Antrag jedoch nicht und
überwies das Postulat mit 168 zu 21 Stimmen (bei 0 Enthaltungen). 62
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Landesverteidigung

Militäreinsätze

Der Ständerat überwies am 1. Juni ein Postulat seiner Sicherheitspolitischen
Kommission, in welchem der Bundesrat beauftragt wird, bis Ende 2013 einen Bericht
vorzulegen, in dem er die Möglichkeiten und seine Strategie der künftigen
sicherheitspolitischen Kooperation mit Europa darlegen soll. Die Schwerpunkte sollen
dabei sein: Wie sich die Schweiz ausserhalb eines NATO- und EU-Beitrittes verstärkt an
der Sicherheitsproduktion im europäischen Rahmen beteiligen könnte, in welche
Richtung sich die Neutralitätspolitik weiter entwickeln sollte, wie eine weitergehende
Kooperation konkret ausgestaltet werden könnte und welcher Mehrwert sich damit für
die schweizerische und europäische Sicherheit ergeben würde. Der
Kommissionssprecher Bruno Frick (cvp, SZ) merkte in seiner Rede an, dass im
Armeebericht 2010 eine Perspektive für die zukünftige Gestaltung der Sicherheitspolitik
fehle und deshalb ein neuer Bericht in Auftrag gegeben werden müsse. Der Bundesrat
anerkannte dieses Anliegen. 63

POSTULAT
DATUM: 01.06.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Ausrüstung und Beschaffung

Le Conseil national a adopté un postulat Wick (pdc, BS) demandant au gouvernement
de faire tout son possible pour que les armes laser, qui visent à rendre aveugle
l'adversaire en détruisant sa rétine, soient bannies au niveau international. 64

POSTULAT
DATUM: 06.10.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Le protocole n°3, issu de l'accord de libre-échange de 1972 entre la Suisse et la
Communauté européenne, garantit un accès préférentiel aux produits originaires de
l'Union Européenne (UE) sur le marché helvétique. Néanmoins, un accès préférentiel
n'est autorisé qu'en cas de remise d'une déclaration sur facture ou d'un certificat de
circulation des marchandises. Face à la rigidité du système, la Commission de
l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a déposé un postulat qui
vise un assouplissement de cette réglementation en permettant à d'autres documents
d'attester de l'origine du produit. Le postulat mentionne comme exemple une facture
issue d'un pays de l'UE. Bien que le Conseil fédéral se soit prononcé en faveur du
postulat, il a précisé qu'une modification du protocole n°3 entraînerait des
complications pratiques et juridiques. Par contre, il s'est montré favorable à un rapport
sur les entraves aux importations parallèles. Le Conseil national a adopté le postulat. Il
a été débattu en même temps que la motion 14.3011. 65

POSTULAT
DATUM: 19.03.2014
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil national a adopté le classement du postulat suite au rapport sur la
simplification des formalités douanières. 66

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Wettbewerb

Alors que la Commission européenne a lancé une stratégie pour un marché unique
numérique, Beat Vonlanthen (cvp/pdc, FR) prie le Conseil fédéral d'évaluer les
conséquences de ce marché sur les entreprises et les consommateurs helvétiques. Le
rapport devrait principalement étudier les différences entre le marché européen et
suisse, et évaluer les conséquences. De plus, le parlementaire souhaite connaître la
stratégie du Conseil fédéral pour garantir un accès au marché numérique européen
pour les entreprises suisses. Si le Conseil fédéral s'est opposé au postulat, la chambre
des cantons l'a adopté, in extremis, par 18 voix contre 17 et 1 abstention. 67

POSTULAT
DATUM: 06.06.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que l'Union européenne (UE) établit progressivement un "marché unique
numérique", nombreux sont les cas de "geoblocking" qui entravent le libre-échange des
biens et services pour les citoyens suisses. Cette pratique limite les importations
parallèles de services numériques. Ceci restreint la diversité de l'offre et hausse les prix
pour les consommateurs. Pour ces raisons, Philippe Nantermod (fdp/plr, VS) a déposé
un postulat qui prie le Conseil fédéral d'envisager des mesures à prendre pour
permettre les importations parallèles numériques. 
Néanmoins, le Conseil fédéral propose à la chambre du peuple de rejeter le postulat. Il
estime, non seulement que des mesures unilatérales seraient inefficaces, mais surtout
il rappelle qu'un postulat «Création du marché unique numérique européen.
Conséquences pour la Suisse» a déjà été accepté. Lors du vote, les parlementaires on
rejeté l'objet par 94 voix contre 82 et 4 abstentions. 68

POSTULAT
DATUM: 28.02.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil des Etats a adopté le classement du postulat à la suite du rapport sur le
marché unique numérique Union européenne (UE). 69

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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Wirtschaftsordnung

Dans le cadre de l'affaire CarPostal, l'inspection de la Commission de gestion du
Conseil des Etats (CdG-CE) a mis en lumière les aides financières octroyées par la Poste
Suisse à CarPostal France. Ces aides financières ont déjà été mises en accusation par le
tribunal de commerce de Lyon suite au dépôt d'une plainte d'entreprises françaises de
transports pour concurrence déloyale. Alors qu'un accord à l'amiable a été trouvé entre
CarPostal France et les plaignants, et que l'entreprise a été vendue, la question de la
licéité des aides financières n'a toujours pas été déterminée selon la CdG-CE. Par
conséquent, la commission a déposé un postulat qui vise une clarification concernant
les aides financières accordées aux filiales étrangères des entreprises proches de la
Confédération. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter le postulat. Il  a estimé d'abord que la question
serait abordée dans le rapport sur le postulat 19.4385, puis que l'accord à l'amiable et la
vente de l'entreprise compliquaient énormément l'accès aux documents. Lors du vote,
le Conseil des Etats a rejeté le postulat par 27 voix contre 9 et 4 abstentions. Les
discussions ont eu lieu dans le cadre du débat global sur l'affaire CarPostal. 70

POSTULAT
DATUM: 12.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

Ein Postulat von Giovanni Merlini (fdp, TI) hatte eine Erleichterung der
grenzüberschreitenden Finanzdienstleistungen für italienische und französische
Privatkundinnen und Privatkunden zum Ziel. Da Italien und Frankreich die MiFID-II
-Richtlinie der EU restriktiv ausgelegt habe, dürften Finanzintermediäre aus Nicht-EU-
Staaten in den beiden Staaten nur noch Finanzdienstleistungen anbieten, wenn sie
darin über eine Zweigniederlassung verfügen. Entsprechend solle der Bundesrat einen
Bericht zur Situation des Tessiner und Genfer Finanzsektors, die von diesen Regelungen
besonders stark betroffen seien, sowie zu deren Zugang zum italienischen respektive
französischen Markt ausarbeiten. Darin solle er auch Massnahmen darlegen, die solche
Dienstleistungen für schweizerische Finanzintermediäre erleichtern sollen. 

Da das Postulat vom Bundesrat zur Annahme empfohlen und von Prisca Birrer-Heimo
(sp, LU) in der Wintersession 2017 bekämpft worden war, beschäftigte sich der
Nationalrat in der Frühjahrssession 2018 damit. Dabei wies der Postulant auf die in
seinen Augen ungerechte Behandlung der Schweiz durch die EU hin, etwa bezüglich der
zeitlich beschränkten Anerkennung der schweizerischen Vorschriften bezüglich der
Börse oder bezüglich der Aufnahme der Schweiz auf die graue Liste der Staaten mit
privilegierter Besteuerung. Deshalb wolle er nun den Bundesrat mit der Verfassung
dieses Berichts beauftragen. So sei den Privatbanken die Eröffnung einer
Zweigniederlassung „aus wirtschaftlichen, steuerlichen und unternehmerischen
Gründen nicht zumutbar“. Ohne Zweigniederlassung(en) verlören sie jedoch Kundschaft
und würden weniger Umsatz machen, wodurch Arbeitsplätze verloren gingen. Man
müsse daher mit diesen Staaten „auf Augenhöhe sprechen und verhandeln“;
insbesondere da sich Italien gemäss dem Postulanten mit der Roadmap vom Februar
2015 verpflichtet habe, den Zugang zu grenzüberschreitenden Finanzdienstleistungen
zu erleichtern. Prisca Birrer-Heimo erklärte ihren Widerstand gegen den Vorstoss
damit, dass sie nicht noch ein „Sonderzügli“ sehen möchte: Wenn das Fidleg und das
Finig äquivalent der Mifid-II-Bestimmungen umgesetzt würden, gäbe es keine Probleme
mit dem EU-Marktzugang. Stattdessen versuche man, möglichst viel herauszuholen,
obwohl man gesehen habe, dass die EU da nicht mitspiele. Finanzminister Maurer
hingegen stellte sich im Namen des Bundesrates hinter das Postulat und erklärte, man
werde die Situation analysieren und anschliessend versuchen, entsprechende Verträge,
wie sie mit Deutschland bereits existierten, abzuschliessen. Den Erfolg des Vorhabens
könne er jedoch nicht garantieren. 
Der Nationalrat stimmte dem Postulat mit 138 zu 47 Stimmen zu, dagegen sprachen sich
geschlossen die Fraktionen der SP und der Grünen aus. 71

POSTULAT
DATUM: 28.02.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Landwirtschaft

Internationale Landwirtschaftspolitik

Dans un postulat intitulé «Renforcer l'importance des exploitations agricoles
familiales dans la coopération internationale au développement», la députée
chrétienne-démocrate Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) demandait au Conseil
fédéral de rédiger un rapport présentant la manière dont il souhaitait renforcer
l'importance des exploitations agricoles familiales et des droits des femmes dans les
régions rurales dans le cadre de sa politique de coopération internationale. Les sept
sages ont appelé à accepter le postulat en précisant que leur réponse sera délivrée
dans le message sur la coopération internationale 2017-2020. 
Sans discussion, le Conseil national a donc accepté l'intervention de la fribourgeoise. 72

POSTULAT
DATUM: 20.03.2015
KAREL ZIEHLI

Jacques Bourgeois (plr, FR) demande au Conseil fédéral d'analyser l'ensemble des
importations de denrées alimentaires  depuis la conclusion de l'Uruguay-Round de
l'OMC. Le Conseil fédéral ayant donné un préavis positif au postulat, la chambre du
peuple l'a accepté tacitement. Le rapport devra, entre autres, permettre au monde
agricole de mieux pouvoir apprécier la situation dans le cadre d'accords de libre-
échange. 73

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
KAREL ZIEHLI

Agrarprodukte

Le directeur de l'USP et député Jacques Bourgeois (plr, FR) demande à ce que le
Conseil fédéral établisse un rapport comparant les conditions-cadres des fromages
bénéficiant d'une appellation d'origine, et ceci entre la Suisse et les Etats membres de
l'Union européenne. De plus, il souhaite que les autorités mentionnent les
enseignements qu'il faut en tirer. Sans discussion, le Conseil national accepte ce
postulat soutenu par le Conseil fédéral. 74

POSTULAT
DATUM: 17.06.2016
KAREL ZIEHLI

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

In der Frühjahrssession überwies der Ständerat ein Postulat Fournier (cvp, VS), das den
Bundesrat damit beauftragte, einen Bericht über die steuerlichen Privilegien von
juristischen Personen vorzulegen, die jene Länder gewährten, mit denen die Schweiz
Verhandlungen in Sachen Unternehmenssteuern aufgenommen hatte. 75

POSTULAT
DATUM: 11.03.2013
LAURENT BERNHARD

Indirekte Steuern

Das Potenzial für die Schweizer KMU-Wirtschaft bei einem Anschluss an den EU-One-
Stop-Shop zur Abrechnung der MWST wollte die SGK-NR im April 2022 mit einem
Postulat prüfen lassen. Verkäufe elektronischer Güter oder Dienstleistungen an
Endkunden in der EU müssten ab dem ersten Euro versteuert werden, was einen
grossen Aufwand bedeute. Darum soll in einem Bericht aufgezeigt werden, was nötig
wäre, um die Umsätze für den EU-Raum im Rahmen der Schweizer
Mehrwertsteuerabrechnung abzurechnen und deren Verteilung auf die EU-Staaten
anschliessend der ESTV zu übertragen – wie es jetzt mit dem Portal «EU-One-Stop-
Shop» für Unternehmen in der EU in ähnlicher Form bereits möglich ist. 
Der Bundesrat sprach sich gegen das Postulat und gegen eine solche Regelung aus:
Bereits heute sei eine Teilnahme der Schweizer Unternehmen am EU-One-Stop-Shop
möglich – einzig die Abrechnung gegenüber der ESTV sei also neu am Vorschlag. Auch
mit einer Beteiligung der ESTV an dem Verfahren müssten jedoch die spezifischen
Mehrwertsteuerregelungen aller EU-Staaten berücksichtigt werden, was mit der
einfachen Mehrwertsteuerabrechnung in der Schweiz nicht möglich sei. Zudem
könnten dadurch auch Unternehmen aus Nicht-EU-Staaten ihre Mehrwertsteuern über
die ESTV abrechnen, was für diese sehr aufwändig wäre. Gleichzeitig könnten
Unternehmen mit Sitz in der EU ihre Schweizer Mehrwertsteuern in einem EU-Staat
entrichten, wodurch die Schweiz diese kaum mehr auf ihre Korrektheit prüfen könnte.
Da er diese Punkte im Rahmen von Interpellationen bereits verschiedentlich dargelegt
habe, bringe ein zusätzlicher Bericht diesbezüglich keinen Mehrwert. 

POSTULAT
DATUM: 16.06.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Mit 137 zu 51 Stimmen nahm der Nationalrat das Postulat dennoch und gegen den Willen
der SVP-Fraktion an. 76

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

En mars de l’année sous revue, le Conseil national a accepté un postulat Bourgeois (plr,
FR) chargeant le Conseil fédéral d'établir un rapport au sujet des incidences de la
politique énergétique des pays de l'UE sur la sécurité d'approvisionnement en
électricité et sur la compétitivité en Suisse. 77

POSTULAT
DATUM: 16.03.2012
LAURENT BERNHARD

Netz und Vertrieb

In einem Bericht soll der Bundesrat aufzeigen, was die EU-Verordnung zum
Elektrizitätsbinnenmarkt vom 5. Juni 2019 für Auswirkungen auf die Schweizer
Versorgungssicherheit, die Netzsicherheit und die Systemstabilität hat. Nachdem der
Bundesrat die Ausarbeitung eines solchen Berichts begrüsst hatte, nahm der
Nationalrat das entsprechende Postulat Nussbaumer (sp, BL) in der Herbstsession 2021
stillschweigend und diskussionslos an. Einerseits soll geklärt werden, was für Folgen es
für die Schweiz hätte, wenn sie die Regelungen der Verordnung nicht übernehmen
würde. Andererseits soll der Bundesrat auch aufzeigen, welche Massnahmen allenfalls
bis Ende 2025 ergriffen werden müssten, um ebendiese negativen Auswirkungen zu
vermeiden. 78

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
MARCO ACKERMANN

Le Conseil fédéral estime que le rapport «Stromzusammenarbeit Schweiz-EU», qui
analyse les collaborations en matière d'électricité entre la Suisse et l'UE, répond aux
objectifs du postulat. Il préconise donc son classement. 79

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Verkehr und Kommunikation

Schiffahrt

Mit einem im September 2018 eingereichten Postulat regte Ständerat Janiak (sp, BL) an,
dass der Bundesrat in einem Bericht aufzeige, wie sich die Entwicklung des
Rheinregimes der Zentralkommission für die Rheinschifffahrt (ZKR) heute – 10 Jahre
nach dem Vorlegen des Berichtes zur Schifffahrtspolitik des Bundes – darstelle. Der
Bundesrat solle im Bericht darlegen, wie die Interessen der Schweiz im Zuge einer
verstärkten Regulierung der internationalen Rheinschifffahrt durch die EU gewahrt
werden könnten. 
Der Bundesrat beantragte im November 2018 die Ablehnung des Postulats, da er weder
auf wirtschaftlicher noch auf politischer Ebene eine Änderung im Rheinregime erkenne.
Zudem sei die Schweiz als Mitglied der ZKR auch Vollmitglied des Europäischen
Ausschusses zur Ausarbeitung von Standards im Bereich der Binnenschifffahrt (Cesni).
Da die Standards der Cesni mit einstimmigem Beschluss der anwesenden Mitglieder
angenommen würden, verfüge die Schweiz über ein Vetorecht. Die Interessenwahrung
sei damit vollumfänglich gewährleistet. 
Im März 2019 wurde das Postulat im Ständerat traktandiert. Ständerat Janiak zeigte sich
sehr unzufrieden mit der Stellungnahme des Bundesrates und wies auf offene Punkte
hin, beispielsweise auf den Umstand, dass die Schweiz trotz Mitgliedschaft bei der ZKR
und des Cesni bei der Umsetzung von die Schifffahrt betreffenden EU-Verordnungen
als Drittstaat behandelt werde. Janiak kritisierte ausdrücklich auch die
Departementsverteilung: Da das Schweizerische Seeschifffahrtsamt (SSA) dem EDA
angehöre, die Schifffahrt als Verkehrsträger aber beim UVEK beheimatet sei, ergebe
sich für die Mitgliedschaft bei der ZKR eine doppelte Departementszuständigkeit. Er
werde den Eindruck nicht los, dass die Departemente einander die «heisse Kartoffel»
hin- und herreichten, erklärte Claude Janiak und bat um Annahme seines Postulates.
Die kleine Kammer stimmte mit 32 zu 4 Stimmen (keine Enthaltungen) zu. 80

POSTULAT
DATUM: 13.03.2019
NIKLAUS BIERI
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Raumplanung und Wohnungswesen

Wohnungsbau und -eigentum

Lors de l'élaboration de la loi sur les produits de constructions (LPCo) et avec la reprise
du droit européen y relatif, les contraintes pour les PME devaient se réduire et les
procédures d'évaluation et de vérification de la constance des performances se
simplifier. Selon Daniel Fässler (pdc, AI) c'est en réalité le contraire qui se passe. En
reprenant l'interviention de Ruedi Lustenberger (pdc, LU), il demande une meilleure
considération des intérêts des PME dans la mise en œuvre de la LPCo. Le conseiller
national souligne le risque de pénalisation des PME face aux grandes entreprises en cas
de maintien de la situation actuelle. Il charge le Conseil fédéral d'examiner les mesures
pouvant réduire les contraintes administratives et financières pesant sur les PME et de
transmettre son rapport aux chambres. 
Le Conseil fédéral souhaite le rejet du postulat. Comme lors de l'élaboration de la
LPCo, il poursuit également l'objectif de réduction des contraintes pour les PME dans la
mise en œuvre de la loi. Le Conseil fédéral rappelle que les systèmes choisis
d'évaluation et de vérification de la constance des performances impliquaient le moins
de contraintes pour les fabricants et qu'il n'est pas possible de les simplifier davantage
sans compromettre l'équivalence des produits de construction avec le droit européen.
La mise en œuvre étant toute récente, le Conseil fédéral estime qu'il est encore trop
tôt pour l'évaluer. Le Conseil national, par 139 voix contre 50 et 1 abstention, adopte le
postulat. 81

POSTULAT
DATUM: 04.05.2017
DIANE PORCELLANA

Umweltschutz

Naturschutz

Neben der Erhaltung der natürlichen Lebensräume bedrohter Tier- und Pflanzenarten
wurde im Berichtsjahr auch dem Artenschutz selbst vermehrte Bedeutung zugemessen.
Nachdem die Vogelwarte Sempach mit alarmierenden Ergebnissen ihres 1983
gestarteten Überwachungsprogramms der einheimischen Vogelarten an die
Offentlichkeit getreten war, verlangte ein vom Nationalrat überwiesenes Postulat Ott
(sp, BL) vom Bundesrat die Prüfung von Sofortmassnahmen. Mit einer internationalen
Kampagne «Save the Birds» und einer über die Landesgrenzen hinausreichenden
«Aktion Schmetterling» kämpften die Naturschutzorganisationen gegen das Aussterben
bedrohter Arten und ihrer Lebensräume. In dieselbe Richtung zielten auch ihre
Bemühungen um eine naturgerechtere Landwirtschaftspolitik. 82

POSTULAT
DATUM: 31.12.1987
KATRIN HOLENSTEIN

Daniel Jositsch (ps, ZH) demande, par son postulat, que soit examiné la question du
contrôle concernant l'importation des poissons coralliens. Le Conseil fédéral devrait
se pencher sur l'état de la législation y relative et déterminer s'il convient de signaler à
l'UE de parfaire sa base de données Traces. La capture des poissons coralliens, peu
contrôlée, contribuerait à la menace des récifs coralliens. Actuellement, aucun permis
d'importation n'est nécessaire et le certificat sanitaire n'est contrôlé qu'à titre
d'échantillon. Comme la demande pour ces animaux ne cesse de croître, il est
nécessaire à ses yeux, que le commerce des poissons d'ornement face l'objet d'une
surveillance et d'un contrôle accrus pour assurer leur protection et celle des massifs
coraux. Le Conseil fédéral a recommandé l'acceptation du postulat, il a été adopté par
le Conseil des Etats. 83

POSTULAT
DATUM: 06.12.2016
DIANE PORCELLANA
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Lärmschutz

Wegen des grossen Anteils des grenzüberschreitenden Verkehrs ist es bei der Luftfahrt
entscheidend, mittels internationaler Abkommen über die Typenprüfling die
Lärmbekämpfung zu vereinheitlichen. Der Nationalrat überwies deshalb zwei Postulate,
welche vom Bundesrat eine Intensivierung seiner Bemühungen auf diesem Gebiet
fordern. Ebenfalls gegen den Fluglärm richtet sich die im Frühjahr lancierte
Volksinitiative «gegen die schädlichen Auswirkungen des Fliegens». Sie verlangt unter
anderem eine Verschärfung des Nachtflugverbotes und die Mitbestimmung des Volks
bei Flughafenerweiterungen und -neubauten. 84

POSTULAT
DATUM: 09.03.1978
HANS HIRTER

Allgemeiner Umweltschutz

En juillet 2017, la CDG-CN avait recommandé la conduite d'études d'impact des
accords de libre-échange sur le développement durable. Lors de l'examen des avis du
Conseil fédéral du 22 septembre 2017 et du 16 mai 2018 portant sur les effets des
accords de libre-échange, elle a constaté les réserves du Conseil fédéral vis-à-vis de sa
recommandation. Bien qu'il soit disposé à examiner au cas par cas l'opportunité de
pratiquer des études d'impact environnemental, il se montre critique envers leur
utilisation. Le rapport coûts/bénéfices de ce type d'étude est jugé insatisfaisant. Elles
occasionnent des coûts importants et les faiblesses méthodologiques en réduisent la
valeur informative. 
En mars 2019, la commission reconnaissait que les études d'impact de large portée
calquées sur le modèle de l'Union européenne n'étaient pas nécessairement adaptées
pour la Suisse. Mais, le Conseil fédéral n'aurait pas suffisamment analysé les procédures
alternatives. Par le biais de son postulat, elle l'invitait à examiner les possibilités
méthodologiques existantes pour la réalisation d'études d'impact sur le développement
durable préalablement à la conclusion des accords. Outre son rapport, elle le chargeait
de présenter un modèle d'analyse dynamique et flexible répondant aux besoins de la
Suisse.
Lors du passage au Conseil national, le postulat a été accepté par 126 voix contre 54.
Seul le camps UDC l'a refusé. 85

POSTULAT
DATUM: 18.09.2019
DIANE PORCELLANA

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im Mai 2017 hat der Nationalrat ein Postulat Mazzone (gp, GE) angenommen. Die Grüne
warnte mit ihrem Vorstoss vor Aluminiumsalzen, die in Deodorants vorkommen und auf
einige Körperzellen eine toxische Wirkung entfalten können. Sie stützte sich in ihrer
Argumentation auf eine Studie der Universität Genf. Zu drei Punkten bat die Postulantin
den Bundesrat, Stellung zu nehmen: Zunächst sollten die zu diesem Thema
veröffentlichten Studien analysiert werden, um Massnahmen des Bundes prüfen zu
können. Dann müsse in die Wege geleitet werden, dass eine rechtliche Grundlage
geschaffen werde, um die Hersteller verpflichten zu können, auf ihren Produkten
Warnhinweise zu platzieren. Damit sollten Konsumentinnen und Konsumenten auf die
gesundheitsschädigenden Eigenschaften solcher Produkte aufmerksam gemacht
werden können. Als letzte und einschneidendste vorgeschlagene Massnahme sollte
geprüft werden, ob ein schweizweites Verbot für Aluminiumsalze enthaltende
Deodorants angezeigt sei. 
Der Bundesrat zeigte sich offen gegenüber dem Anliegen, denn die Sicherheit der sich
auf dem Markt befindlichen Produkte sei wichtig. Nachdem das Postulat nach der
Einreichung im Vorjahr von Nationalrat Imark (svp, SO) noch bekämpft worden war,
gelangte es auf die Agenda der Frühjahrssession 2017. Dort kochte die Stimmung hoch –
unerwartet, wie Bundesrat Berset selbst in seiner Ansprache feststellte. Er habe sich
nicht vorstellen können, dass eine derart emotionale Debatte über Aluminiumsalze
geführt werden würde, was ihn sogleich leicht ins Schwitzen gebracht habe. Jedenfalls
sprach er sich für die Annahme des Postulates aus, weil es wichtig sei, einen
Standpunkt für die Schweiz zu finden, und es auch im Sinne einer Information der
Öffentlichkeit angezeigt sei, diese Thematik vertieft zu betrachten. Ein Bericht dürfe
hier durchaus drin liegen. Damit entgegnete er Imarks vehementes Anrennen gegen die
Annahme des Postulates. Es sei – so der Solothurner – schlicht nicht nötig, dass die
Schweiz hier vorpresche und Verbote erlasse, während zahlreiche Behörden der EU und

POSTULAT
DATUM: 02.05.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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die Kosmetikindustrie keine Hinweise auf medizinische Risiken durch diesen
Inhaltsstoff erkannt hätten. Die Ratslinke warf Imark vor, dass er ausblende, dass es mit
dem Postulat zunächst nur um eine Bestandsaufnahme gehen würde. Nach einer
hitzigen Debatte setzte sich eine Mehrheit von 126 gegen 58 Stimmen, letztere
stammten bis auf eine alle aus der SVP-Fraktion, für die Annahme des Postulates
durch. 86

Soziale Gruppen

Asylpolitik

Le Conseil national a accepté lors de la session d'hiver 2015 un postulat du député
Gerhard Pfister (pdc, ZG), chargeant le Conseil fédéral de fournir des informations
claires au sujet de l’Érythrée. Selon le député, un rapport provenant de sources de
première main et exhaustif sur la situation en Érythrée permettrait qu'à terme le pays
ne soit plus un territoire de non-refoulement et que la Suisse puisse y renvoyer les
requérants dont la demande d'asile a été refusée. Le Conseil fédéral a été d'avis
d'accepter le postulat. La situation en Érythrée est surveillée de près, notamment grâce
à un échange d'informations avec l'ONU et l'Union européenne. 87

POSTULAT
DATUM: 18.12.2015
SOPHIE GUIGNARD

"Les prescriptions de la Convention sont le reflet d'un monde révolu", selon Damian
Müller, qui vise avec son postulat une adaptation de la Convention de 1951 relative au
statut des réfugiés. En effet, selon le sénateur, les modifications suivantes sont
nécessaires: il faut supprimer de la liste des motifs de fuite les motifs économiques,
l'objection de conscience et les motifs postérieurs à la fuite. De plus, il est important
pour le PLR que les personnes en exil ne puissent choisir librement leur État d'accueil
et il est aussi nécessaire que des moyens existent pour priver de leur statut de
réfugiées les personnes qui commettent des crimes ou ne font pas preuve d'une
intégration suffisante. 
Le Conseil fédéral, tout en précisant que la convention actuelle exclut d'ores et déjà les
raisons économiques et l'objection de conscience seule des motifs d'asile, s'annonce
favorable au postulat. Si le texte reste au yeux de l'exécutif nécessaire car il fixe un
cadre juridique sur le plan international, les questions du sénateur Müller méritent
d'être soulevées, notamment parce que tous les États n'ont pas signé la Convention de
1951. La chambre haute a adopté le postulat sans débat. 88

POSTULAT
DATUM: 12.12.2018
SOPHIE GUIGNARD

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

In der Herbstsession überwies der Nationalrat diskussionslos ein Postulat Markwalder
(fdp, BE), das den Bundesrat beauftragt, darzulegen, an welchen Initiativen der
Europäischen Union im Bereich Bildung eine schweizerische Teilnahme von Interesse
sein könnte. Die EU habe unter dem Eindruck der rasanten Entwicklung im Bereich der
elektronischen Lernmedien eine Vielzahl von neuen Projekten gestartet, welche ihr
ermöglichen sollen, weltweit zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum zu werden. Die Schweiz drohe aufgrund ihres Status
als EU-Nichtmitglied, von diesen Entwicklungen abgehängt zu werden. 89

POSTULAT
DATUM: 16.12.2004
MAGDALENA BERNATH
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Hochschulen

Ein Postulat der WBK des Ständerates forderte den Bundesrat auf, zu prüfen, wie im
Rahmen der Umsetzung der Bologna-Deklaration die Übergänge von den alten zu den
neuen Systemen organisiert werden. Im Besonderen sei zu prüfen, wie der Grundsatz
der Durchlässigkeit und der Gleichbehandlung von Bachelordiplomen, die an anderen
schweizerischen oder ausländischen Universitäten erworben wurden, von den
verschiedenen Hochschulen umgesetzt wird. Der Ständerat nahm das Postulat an. 90

POSTULAT
DATUM: 19.06.2007
LINDA ROHRER

Der Ständerat überwies in der Wintersession oppositionslos ein Postulat David (cvp,
SG), welches den Bundesrat beauftragt, die Bologna-Reform gründlich zu analysieren.
Dabei soll er in erster Linie prüfen, ob die 1999 gesetzten Ziele erreicht wurden, welche
Ziele für die Zukunft bestehen und inwieweit Massnahmen erforderlich sind, um
Schwächen der Reform zu beheben. 91

POSTULAT
DATUM: 09.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Ein im Sommer 2020 eingereichtes Postulat der WBK-NR forderte eine Auslegeordnung
bezüglich einer möglichen Schweizer Assoziierung an internationale Programme im
Bereich der internationalen Zusammenarbeit und Mobilität für die Zeit nach Ende des
Programms Erasmus+. Der Bundesrat erklärte sich bereit, einen solchen Bericht im
ersten Halbjahr 2021 zu veröffentlichen. Er sei gegenwärtig ohnehin daran, die
Zweckmässigkeit einer Assoziierung an das zukünftige EU-Bildungsprogramm Erasmus
2021-2027 zu prüfen. Der Nationalrat nahm das Postulat in der Herbstsession 2020
stillschweigend an. 92

POSTULAT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Urheberrecht

Knapp drei Monate nach Einreichung wurde in der Wintersession 2015 ein Postulat
Stöckli (sp, BE), das im Vorfeld der Vernehmlassung zur Urheberrechtsrevision einen
Bericht zur Verankerung einer flexibleren Kollektivverwertung im Urheberrecht
einforderte, zurückgezogen. Der Bericht hätte aufzeigen sollen, inwiefern eine
zusätzliche Regelung für eine «erweiterte Kollektivlizenz» die beiden aktuell
bestehenden Möglichkeiten einer freiwilligen und obligatorischen Kollektivlizenz in der
Schweiz ergänzen könnte. Die Beschränkung auf die beiden bestehenden Instrumente
sei laut Postulant insofern problematisch, da zum einen die freiwillige Lizenz auf die
Mitglieder der Verwertungsgesellschaften beschränkt sei und somit keinen
vollständigen Rechteerwerb garantiere. Zum anderen sei die obligatorische Lizenz
verhältnismässig rigide und könne sich daher nur schwer an einen raschen Wandel der
Werknutzungen anpassen. Der Bundesrat hatte die Ablehnung des Postulats beantragt,
jedoch nur, weil er die Relevanz und den Nutzen eines zusätzlichen Instrumentes für
durchaus sinnvoll erachtete und daher die Frage einer «erweiterten
Kollektivverwertung» im Rahmen der Vernehmlassung darlegen wollte, womit das
Anliegen des Postulats erfüllt und ein zusätzlicher Bericht nicht mehr vonnöten wäre.
Diese für Hans Stöckli äusserst erfreuliche Rückmeldung war Anlass genug, nicht mehr
am Vorstoss festzuhalten. 93

POSTULAT
DATUM: 07.12.2015
MELIKE GÖKCE

Medien

Radio und Fernsehen

In seiner Botschaft zum Massnahmenpaket zur Medienförderung beantragte der
Bundesrat ein Postulat der KVF-NR, das die Prüfung der Schaffung einer unabhängige
Aufsichtsbehörde für Radio und Fernsehen verlangte, zur Abschreibung. Der
Vernehmlassungsentwurf zum geplanten neuen Mediengesetz hätte die Schaffung einer
unabhängigen Aufsichts- und Regulierungsbehörde beinhaltet, diese Massnahme sei in
der Vernehmlassung jedoch kritisch beurteilt worden. Vom Tisch sei diese Forderung
allerdings nicht: Sollte es zu einer Zusammenarbeit mit der EU im Rahmen des neuen
Programms «Kreatives Europa» (2021–2027) kommen, müsste die Schaffung einer
solchen Instanz erneut geprüft werden, da die EU ihren Mitgliedstaaten eine
unabhängige Aufsichtsbehörde im Bereich der audiovisuellen Mediendienste
vorschreibe. 94

POSTULAT
DATUM: 29.04.2020
MARLÈNE GERBER
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Im Rahmen der Debatte des Bundesratsgeschäfts «Massnahmenpaket zugunsten der
Medien» stimmte der Nationalrat im März 2021 dem Antrag des Bundesrates zu, das
Postulat «Unabhängige Aufsichtsbehörde für Radio und Fernsehen» abzuschreiben. 95

POSTULAT
DATUM: 02.03.2021
CHRISTIAN GSTEIGER
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